
Berliner  Polizei  löst
Palästinakongress  auf  –
Meinungsfreiheit wird zur Farce
von Martin Suchanek, zuerst erschienen in der Infomail 1251 der Gruppe
Arbeiter:innenmacht, April 2024

Einschränkungen  demokratischer  Rechte  gehören  mittlerweile  zum
Normalzustand  der  „Demokratie“.  Die  von  Merkel  und  Scholz  zur
Staatsräson erklärte  „bedingungslose Solidarität“  mit  Israel  verträgt  sich
offenkundig schlecht mit der Meinungsfreiheit.

Diese kam am 12. April unter die Räder wie selten zuvor in Berlin, einer
Stadt,  die  durchaus  auf  eine  lange  Geschichte  polizeilicher  Gewalt  und
Willkür zurückblicken kann.

Doch  während  sich  Repression  „normalerweise“  auf  Demonstrationen,
Besetzungen, Blockaden, Akte zivilen Ungehorsams oder das Aufbegehren
prekär Beschäftigter konzentriert, galt der Anschlag auf die Meinungsfreiheit
diesmal  einer  Saalveranstaltung,  einer  demokratisch  organisierten
Konferenz,  dem  Palästinakongress.

Staatsräson
Dieser richtet sich nämlich direkt gegen die zur Staatsräson er- und verklärte
Solidarität mit Israel, auch wenn dieser Staat gerade rund 40.000 Menschen
durch Bombardements und Bodentruppen getötet hat, weit über eine Million
Menschen  in  Gaza  vertrieben  wurden  und  akut  Hunderttausende  vom
Hunger bedroht sind. Mit tödlichem Ernst halten die deutsche Regierung wie
die bürgerliche Opposition und die faktisch gleichgeschalteten Medien an der
Fiktion fest, dass Israel keinen genozidalen Angriffskrieg führe, sondern sein
„Recht auf Selbstverteidigung“ ausübe. Und damit nicht genug, Deutschland
unterstützt  den  Krieg  nicht  nur  politisch,  diplomatisch,  sondern  auch
militärisch.  Allein  im  Jahr  2023  haben  sich  die  Rüstungsexporte
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verzehnfacht.

Dieser Krieg wird folgerichtig auch im Inneren weitergeführt.  Damit  soll
einerseits die Schuld des deutschen Imperialismus am Holocaust ideologisch
entsorgt werden, andererseits verfolgt der deutsche Staat damit handfeste
ökonomische und vor allem geostrategische Interessen.

So gerät schon die Ausübung des Rechts auf  Meinungsfreiheit  zur quasi
kriminellen Betätigung. Seit Wochen wird in den Medien, von reaktionären
wie  „demokratischen“  Stimmungsmacher:innen,  nach  dem  Verbot  der
Veranstaltung gerufen. Nachdem das rechtlich nicht ging, wurde tagelang
gefordert  und  gedroht,  was  am 12.  April  von  der  Polizei  durchgezogen
wurde. Berlins rechtskonservativer Bürgermeister Wegner hatte schon lange
ein  „rigoroses  Einschreiten“  beim  „kleinsten  Verdacht“  gesetzwidriger
Aussagen  angekündet.  Im  Klartext  heißt  das  nichts  anderes  als  die
angedrohte Kriminalisierung jeder offenen Kritik am Staat Israel und seiner
rassistischen  Grundlagen,  jeder  Solidarisierung  mit  Palästina,  jedes
Antizionismus  und  jedes  Eintretens  für  die  demokratischen  Rechte  des
palästinensischen  Volkes,  insbesondere  dessen  auf  nationale
Selbstbestimmung.

Provokation
Daher begann der Tag schon mit abstrusen und absurden Schikanen. Die
Brandschutzverordnung und das Bauamt wurden bemüht, um einen Vorwand
zu  finden,  nur  250  Personen  in  die  für  600  Menschen  ausgelegten
Räumlichkeiten  zu  lassen.  Hunderte  Menschen  konnten  daher  an  der
Veranstaltung erst gar nicht teilnehmen. Zudem zog die Polizei den gesamten
Prozess des Einlassens der Teilnehmer:innen über Stunden hin.  Während
hunderten  Menschen  mit  Eintrittskarten  der  Zutritt  von  der  Obrigkeit
verwehrt  wurde,  schleuste  die  Polizei  –  unter  frecher  Missachtung  des
Hausrechtes  der  Veranstalter:innen  –  prozionistische,  hetzerische
Journalist:innen von Welt und Co. ein. Darüber hinaus machten die Cops die
massive Präsenz uniformierter und aller möglichen Polizist:innen in Zivil zur
Bedingung, dass die Veranstaltung überhaupt beginnen konnte.



Trotz all dieser Schikanen, Provokationen und polizeistaatlicher Mittel, von
denen Putin  und Erdogan,  Netanjahu und Biden,  aber  auch Meloni  und
Macron noch einiges lernen könnten, begann der Kongress.

Rede von Habh Jamal
In einer ergreifenden Rede entlarvte Hebh Jamal die Lügen, aber auch die
Kooperation der Unterdrücker:innen weltweit, eine Kooperation, die keine
Verschwörung ist, sondern die das gemeinsame Interesse der herrschenden
Klassen  an  einer  imperialistischen  Ordnung  deutlich  macht,  die  auf
Ausbeutung und Unterdrückung basiert. Vor allem machte sie deutlich, dass
eine  Konferenz,  die  die  Verbrechen  der  Nakba,  die  Vertreibung  und
Unterdrückung der Palästinenser:innen verdeutlicht und die Komplizenschaft
des deutschen Imperialismus hervorhebt, auch einen Akt des Widerstandes
darstellt.

Denn in der Anklage gegen diese Politik, die die Konferenz schon im Vorfeld
erhob, liegt notwendig und untrennbar ein Durchbrechen des Schweigens,
ein Moment der Solidarisierung, die zur Aktion, zum Handeln drängt, zur
Vertiefung und besseren Koordinierung unserer Bewegung.

Das  wollen  die  deutsche  Regierung  sowie  das  gesamte  politische
Establishment, ob nun Ampelkoalition oder Unionsparteien, ja selbst die AfD
und Teile der Linkspartei verhindern. Die Berliner Polizei rückte mit gut 900
Einsatzkräften an, um diesen politischen Auftrag umzusetzen. Und sie tat es.

That’s what imperialist „democracy“ looks like
Die Videobotschaft von Salman Abu Sitta, über den der deutsche Staat wegen
seines Engagements ein Einreiseverbot verhängt hatte, wurde schon nach
wenigen Minuten und ohne ersichtlichen Grund von der Polizei gestoppt.
Dafür  wurden schließlich  gegenüber  der  Anwältin  der  Veranstalter:innen
mehrere,  einander  widersprechende,  selbst  nach  bürgerlichem  Recht
überaus fragwürdige Gründe geliefert. So erklärte die Polizei einmal, dass
die Rede Passagen enthalten könnte, die volksverhetzerisch sein könnten.
Dies würde geprüft werden. Frei nach dem Motto „Viel hilft viel“ hieß es



später,  dass  Salman  Abu  Sitta  ein  politisches  Betätigungsverbot  in
Deutschland habe. Seit wann und woher, wussten die Polizeikräfte ebenso
wenig zu erklären wie die Frage,  ob das Abspielen einer Videobotschaft
überhaupt darunter falle.  Doch wer braucht  schon Gründe,  wenn er  das
Gewaltmonopol auf seiner Seite hat? Und um gleich alle Unklarheiten aus
der  Welt  zu  schaffen,  dass  hier  das  Recht  auf  Versammlungs-  und
Meinungsfreiheit mit Füßen getreten wird, wurde der Kongress auch gleich
für  Samstag  und  Sonntag  samt  sämtlicher  Nachfolgeveranstaltungen
verboten.

Die Polizei konnte den Kongress sprengen und auflösen. Doch sie wird uns
weder  zum Schweigen  bringen  noch  wird  sie  ihr  Ziel  erreichen,  unsere
Bewegung, die wächst und stärker wird, zu zerstören.

Im Gegenteil. Die willkürliche Auflösung des Kongresses und der Anschlag
auf die Meinungsfreiheit offenbaren nicht nur den repressiven Charakter der
Polizei.  Sie  verdeutlichen  auch  den  antidemokratischen  Charakter  der
deutschen  Regierungspolitik.  Und  sie  zeigen  die  enge  Verbindung  von
imperialistische Politik und der monopolisierten öffentlichen Meinung. Denn
neben  der  Repression  stehen  wir  auch  einer  orchestrierten  Hetze  und
Verleumdung  samt  einer  massiven  Welle  antipalästinensischen,
antimuslimischen  und  antiarabischen  Rassismus’  entgegen.

Dass  die  deutschen  Medien  auch  gegen  Genoss:innen  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht und von REVOLUTION hetzen, zeigt unserer Meinung
nach nur,  dass  wir  etwas richtig  gemacht  haben.  Wir  wollen aber  nicht
vergessen,  dass das deutsche Establishment in den letzten Wochen auch
seine  antisemitische  Seite  zeigt,  wenn  sie  antizionistische  Juden  und
Jüdinnen, vor allem die Genoss:innen der „Jüdischen Stimme für gerechten
Frieden  in  Nahost“,  öffentlich  diffamiert  und  die  Berliner  Sparkasse  ihr
Vereinkonto sperrt. Vor allem aber dürfen wir nicht vergessen, dass es vor
allem unsere  palästinensischen  Genoss:innen  sind,  die  auf  das  Brutalste
angegriffen, deren Vereine und Organisationen bedroht und kriminalisiert
werden  und  über  denen  das  Damoklesschwert  der  Abschiebung  hängt,
während  zugleich  ihre  Freund:innen  und  Angehörigen  sterben  oder
vertrieben  werden.



Heute, am 12. April 2024, haben die Wegners und Giffeys, die Scholz’ und
Baerbocks  unseren  Kongress  auflösen  können.  Sie  verfügen  über  die
Machtmittel,  dies  zu  tun.  Doch  sie  mögen  sich  ihres  „Erfolges“,  ihres
„Sieges“  über  unsere demokratischen Rechte  nicht  zu sicher  sein  –  und
gewiss  werden sie  sich nicht  zu lange darüber erfreuen.  Auch wenn sie
vermochten, unseren Kongress aufzulösen, so wurde er – und dies ist ein
Stück  Ironie  der  Geschichte  –  weltweit  bekannter.  Vor  allem  hat  die
Repression  weit  mehr  Menschen  den   reaktionären,  antidemokratischen
Charakter  des  deutschen Kapitalismus  vor  Augen geführt,  als  es  unsere
Reden, Beiträge, Diskussionen, Beschlüsse allein vermocht hätten. Gerade
der deutsche Imperialismus hat sich über Jahrzehnte das Image aufgebaut,
vergleichsweise  „demokratisch“  und  „wertebasiert“  zu  sein.  Diese
selbstgefällige  Lüge  entlarvt  er  gerade  selbst.

Wir werden dafür sorgen, dass sie ihm im Halse steckenbleibt. Sie können
einen  Kongress  verbieten,  unseren  Widerstand,  Kampfeswillen,  unsere
Entschlossenheit werden sie nicht brechen. Denn wir kämpfen im Gegensatz
zu ihnen für eine gerechte Sache, für Freiheit und Selbstbestimmung des
palästinensischen  Volkes,  für  eine  Welt  ohne  Ausbeutung  und
Unterdrückung.

Die  Geschichte  der  Kufiya  –
Modeaccessoir  und
Widerstandssymbol
Von Bailey Zirvena, Februar 2024

Die Kufiya, auch Palästinensertuch genannt, existiert im arabisch-sprachigen
Kulturraum in verschiedenen Farben, unterschiedlichen Mustern und kann
sowohl als Kopftuch als auch als Schal getragen werden. Ihre Geschichte
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reicht weit zurück. Ihren Namen erhält sie von der Irakischen Stadt Kufa.

Die palästinensische Kufiya oder كوفية Keffiyah ist leicht wieder zu erkennen:
Meistens in schwarz und weiß gehalten, das Netzmuster, das für Fischerei
und  dadurch  für  die  Verbindung  zum  Mittelmehr  steht,  die  gebogenen
Olivenblätter,  die  an  die  lange  Geschichte  der  palästinensischen
Olivenbäume erinnern und die breiten Streifen am Rand, die die historischen
Handelsrouten repräsentieren.

Als Kopftuch schützte sie vor der Sonne, doch in den 30er Jahren schützte sie
ebenfalls die Identität ihrer Träger:innen. Im Arabischen Aufstand ab 1936
gegen die Kolonialmacht Großbritannien verhüllten Freiheitskämper:innen
mit  der  Kufiya  ihre  Gesichter.  So  ist  sie  ein  etabliertes  Symbol  für
Wiederstand und Selbstbestimmung.

Mit der Gründung Israels 1948 und den folgenden Widerstandsbewegungen
wurde die Kufiya vor allem in den 70er Jahren durch den Vorsitzenden der
Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) Jassir Arafat bekannt,  der
selten ohne Kufiya zu sehen war.

Seit den 68ern hat sich die Bedeutung der Kufiya als Palituch, als Zeichen
der Solidarität mit dem palästinensischen Freiheitskampf und dem Kampf
gegen Imperialismus in Deutschland etabliert.

In den 2010ern führte die Beliebtheit dazu, dass die westliche Modeindustrie
versuchte  das  inzwischen  hoch  politische  Muster  der  Kufiya  zu
kommerzialisieren, wodurch die Kufiya zu einem Trend-Gegenstand wurde.
Statt  damit  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Unterdrückung  der
Palästinenser:innen zu lenken, wurde die Kufiya auf einmal völlig von ihrer
Bedeutung  und  Geschichte  gelöst  und  zu  einem  stumpfen  Mittel  der
Ausbeutung arabischer und palästinensischer Kultur. Heute würde man das
einen klassischen Fall kultureller Aneignung nennen. Westliche Konzerne aus
Ländern,  die  die  israelische  Besatzung  unterstützen,  nehmen  sich  die
Widerstandssymbole der Unterdrückten, verdrängen deren Bedeutung und
machen  damit  am  Ende  Profit.  Doch  die  wahre  Bedeutung  der  Kufiya
überstand auch diese Phase.



Heute  richtet  sich  der  Genozid  in  Palästina  nicht  nur  gegen  die
Palästinensische Bevölkerung, sondern auch gegen ihre Kultur, Traditionen
und die Spuren ihrer Existenz. Nichts ist sicher: Moscheen, Kirchen, Archive,
Olivenbäume… und auch die traditionelle Herstellungsweise der Kufiya. Es
gibt  kaum  noch  traditionell  hochwertig  produzierte  Kufiyas,  im
Westjordanland  gibt  es  nur  noch  eine  einzige  Fabrik.

Währenddessen riskieren junge Menschen in den USA sogar ihre Gesundheit
durch öffentliches Tragen der Kufiya, wo in Vermont drei palästinensisch-
amerikanische  Studenten,  die  ihre  Kufiya  trugen,  auf  offener  Straße
angeschossen wurden. Die Rhetorik, die durch die Medien besonders seit
dem 7.  Oktober  verbreitet  wird,  entmenschlicht  Palästinenser:innen  und
stellt sie als terroristisch dar. Solche Mittel führen in einer Gesellschaft, in
der  arabisch-sprechende  Menschen  oder  Muslim:innen  schon  lange
angefeindet  werden  dazu,  dass  der  Hass  in  Taten  umschlägt.

An Berliner Schulen darf das Tragen einer Kufiya seit dem 16.10.23 verboten
werden.  Dieses  Verbot  stellt  ein  weiteres  Mittel  in  dem  Versuch,  alle
Symbole  des  Anti-Zionistischen  Kampfes  zu  tabuisieren  oder  sogar  zu
kriminalisieren,  dar.  Viele  mutige  Schüler:innen  haben  sich  von  diesem
Verbot nicht abhalten lassen ihre Solidarität offen zu zeigen. Sie trotzen
damit dem Versuch der Schulen, die Thematik zu ignorieren oder einseitig zu
behandeln. Durch das offene Tragen des Palituchs lässt sich die Gewalt, die
in Palästina geschieht nicht so einfach im Alltag verdrängen.

Da die Schule ein politischer Raum ist und gleichzeitig der Ort an dem sich
Jugendliche am meisten aufhalten, müssen wir auch dort die Möglichkeit
haben  politische  Symbole  zu  tragen  und  sich  politisch  auszudrücken.
Deutschland versucht durch Einschränkungen des Versammlungsrechts, der
Meinungsfreiheit  und  auch  durch  das  Verbot  palästinensischer
Freiheitssymbole  der  Welle  an  Solidarität  in  Deutschland  Reichweite  zu
rauben  und  es  damit  so  schnell  wie  möglich  hinter  anderen  Themen
verschwinden zu lassen. Doch man kann unseren Kampf nicht weg verbieten
oder verstecken. Wir bleiben laut und wir bleiben sichtbar.

Die  Kufiya  muss  sowohl  ein  Symbol  für  die  palästinensische  Kultur  und



Geschichte als  auch für die Befreiung der palästinensischen Bevölkerung
bleiben. Ihre Verbot stellt einen rassistischen Angriff auf ihre Träger:innen
dar, ebenso wie das kategorische Abstempeln jeglicher Palästina-Solidarität
als Antisemitismus. Um an unseren Schulen dagegen vorgehen zu können,
brauchen wir unabhängige Antidiskriminierungsstellen, die unsere Kämpfe
und Erfahrungen ernst nehmen und für unsere Rechte einstehen.

Erste  Hilfe  bei
Antisemitismusvorwurf
Von Felix Ruga, März 2023

„Du weißt schon, dass das gerade ziemlich antisemitisch von dir war?“

Eine  Antwort,  die  fast  alle  antiimperialistisch  eingestellten  Linken
irgendwann schon mal ertragen mussten, während sie mit Freund:innen, in
der  Familie  oder  der  Schule  mit  irgendwem diskutiert  haben,  praktisch
immer im Zusammenhang mit dem Nahostkonflikt. Und da muss man erstmal
schlucken:  Antisemitismus  ist  einer  der  heftigsten  Vorwürfe,  die  man in
politischen Debatten überhaupt bekommen kann. Sofort blitzen Bilder von
schäumenden  Wutreden,  Videos  und  Tweets  gegen  jüdische
Weltverschwörungen,  marschierenden  Nazis  oder  gar  Vernichtungslagern
auf. Für einen selbst ist es das Selbstverständlichste auf der Welt, dass man
Antisemitismus nicht im Entferntesten gutheißen kann oder damit irgendwas
zu  tun  haben  will,  es  viel  mehr  in  der  antifaschistischen  Praxis  aktiv
bekämpft. Trotzdem steht man jetzt da und muss sich auf einmal gegen so
einen Vorwurf rechtfertigen. Ärger, Frust, Angst steigen auf und, vor allem
wenn man damit nicht gerechnet hat, kann man eigentlich gar nicht so recht
glauben, was gerade passiert ist. Wie sollte man also damit umgehen?

Zunächst  auf  jeden  Fall  erstmal  durchatmen  und  sich  nicht  direkt
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einschüchtern lassen. Es hilft, sich ins Bewusstsein zu rufen, dass gerade die
Heftigkeit  des  Antisemitismusvorwurfs  der  Hintergrund  ist,  warum  er
politisch  missbraucht  wird,  beziehungsweise  mittlerweile  so  definiert  ist,
dass man ihn leichtfertig missbrauchen kann. Man sollte dabei auf einer
fortschrittlichen  Definition  beharren:  Antisemitismus  bedeutet  Rassismus
gegen  Jüd:innen,  also  Diskriminierung,  Unsichtbarmachung,  Entrechtung,
physische und verbale Angriffe und so weiter. Speziell am Antisemitismus ist
die  herbeikonstruierte  „jüdische  Verschwörung“,  mit  der  angeblich  die
Gesellschaft zersetzt werden würde. Mehr könnt ihr dazu in unserem Artikel
„Wie können wir Antisemitismus beenden?“ lesen. Es gibt aber auch eine
gegenläufige Definition, und zwar die sogenannte IHRA-Arbeitsdefinition von
Antisemitismus, die sich vor allem in westlichen Staaten verbreitet. Hierbei
werden bestimmte Aussagen oder Formen von Kritik gegenüber Israel als
antisemitisch festgehalten. Hierbei floss auch der sogenannte 3D-Test ein:
Antisemitismus sei es dann, wenn man Israel dämonisiert, delegitimiert oder
Doppelstandards anlegt.

Das Problem hierbei: Diese Aussagen können zwar auch aus antisemitischen
Beweggründen getroffen werden, aber insgesamt ist die ganze Definition so
schwammig,  dass  sie  auch  gegen  absolut  legitime  Kritik  oder  einer
Solidarisierung mit dem palästinensischen Widerstand verwendet werden.
Diese  Antisemitismus-Definition  ist  eine  extrem  wichtige  Waffe  für
reaktionäre Kräfte in der ideologischen Auseinandersetzung rund um den
Nahostkonflikt,  weil  der  Antisemitismusvorwurf  so  heftige  Reaktionen
hervorruft oder der bürgerliche Staat damit seine Angriffe auf demokratische
Rechte  oder  die  militärische Unterstützung Israels  verteidigen kann.  Die
IHRA-Arbeitsdefinition ist also abzulehnen.

Deswegen sollte man, wenn ein Vorwurf dieser Definition folgt, dies erstmal
zurückweisen und klarmachen, dass das so erstmal eine Unterstellung ist
und  es  argumentativ  abwehren,  indem man  bei  der  Sache  bleibt.  Aber
natürlich ist auch klar: Antisemitische Vorurteile gehören ähnlich wie andere
Formen des Rassismus‘ zur bürgerlichen Ideologie. Niemand kann in dieser
Gesellschaft  aufwachsen,  ohne  zumindest  Bruchstücke  rassistischen,
sexistischen  oder  sonst  wie  diskriminierenden  Denkens  verinnerlicht  zu



haben.  Das  ist  keine Entschuldigung,  sich  nicht  zu  reflektieren,  sondern
gerade der Ansatz dazu. Deswegen sollte man mit sich und zusammen mit
den Genossis Reflexionsräume über die eigenen diskriminierenden Anteile
ermöglichen, auch wenn man sich dafür erstmal schämt. Aber, wie bereits
gesagt,  ist  in  aller  Regel  der  Antisemitismusvorwurf  aufgrund  von
Palästinasolidarität  tatsächlich  eine  bloße  Unterstellung  und  wird  nicht
selten  leichtfertig  rausgehauen.  Hier  kann  es  helfen,  direkt  einige  gute
Antworten parat zu haben, die ich jetzt anhand von 3 beispielhaften Zitaten
durchgehen würde.

„Kufiyas  wurden  auch  von  Attentätern
getragen,  dann  solidarisiert  man  sich  mit
Antisemiten.“
Kufiyas sind sehr weit verbreitet im arabischen Raum und stehen seit dem
Nahostkonflikt  zumeist  für  die  Solidarisierung mit  dem palästinensischen
Befreiungskampf.  Wir  haben  hier  auch  einen  eigenen  Artikel  zu  der
Geschichte der Kufiya geschrieben. Diese Argumentation, man würde sich
mit irgendwem gemein machen, weil man bestimmte Symbolik verwendet,
lässt  sich  auf  alles  Mögliche  übertragen:  Die  Palästinafahne,  bestimmte
Parolen, Früchte, teilweise schon überhaupt die Forderung nach einem freien
Palästina. Manchmal wird das verbunden mit der Aufforderung, wenn dann
doch bitte eigene Symbolik des palästinensischen Widerstands zu verwenden,
die nur von linken Kräften verwendet wird.  Das ist  letztendlich aber ein
Versuch, Spaltungslinien innerhalb des Widerstands aufzumachen und folgt
einer  Logik  von  Kollektivschuld.  Es  ist  gerade  eine  Stärke  der
Solidaritätsbewegung, dass sie bekannte Symbole und Parolen hat. Aufgabe
muss  es  sein,  diese  mit  fortschrittlichem  Inhalt  zu  füllen.  Und  unsere
Solidarität zu zeigen, indem wir sie verbreiten. Alles andere isoliert uns nur.
Hat  das  Gegenüber  ein  Verständnis  für  soziale  Bewegung,  müsste  dies
einleuchten. Ansonsten müsste man eher darüber gehen, wie auch Symbole
unliebsamer Bewegungen medial geframet werden und dass Kollektivschuld
in diesem Kontext Unsinn ist.



„Vor  2000  Jahren  wurden  die  Juden  dort
vertrieben und wenn du ihnen die Rückkehr
nicht zugestehst, dann hast du offensichtlich
was gegen sie!“
Es kann zwar ganz interessant  sein,  über  die  Geschichte der  Region zu
sprechen und was auch davor und danach dort passiert  ist  und was die
Geschichte  des  europäischen und arabischen Judentums angeht.  Aber  es
kann gut sein, dass die andere Person einen damit aufs Glatteis führt im
Sinne von:  „Wenn du die  Völkerwanderung der letzten 3000 Jahre nicht
nachzeichnen kannst, solltest du besser nichts zum Nahostkonflikt sagen.“
Davon sollte man sich nicht einschüchtern lassen. Klar, irgendwo beginnt die
Geschichte  und man kann immer weiter  zurückgehen und lernt  dadurch
immer mehr über den Konflikt. Aber zum einen sollte Unerfahrenheit nicht
zum Ausschluss aus Debatten führen, zum anderen ist der Konflikt heute sehr
präsent und man kann und muss dementsprechend auch im Hier und Jetzt
Lösungen finden, diskutieren und erkämpfen. Dementsprechend kann man
nicht  ein  irgendwie  historisch  konstruiertes  Recht  hernehmen,  um  die
Vertreibung durch Siedler:innen oder die Besatzung Palästinas und damit
sehr reales Leid zu rechtfertigen. Sowieso sollte man aber für offene Grenzen
einstehen und das bedeutet auch, dafür einzutreten, dass Jüd:innen ein freies
Leben in der Region führen können – aber Palästinenser:innen eben auch.

„Free palestine bedeutet, man will alle Juden
ermorden!“ oder „Weil Israel der Schutzraum
der  Juden  ist,  ist  Antizionismus  gleich
Antisemitismus.“
In beiden Fällen wird impliziert, dass es unmöglich ist, dass die arabische
zusammen mit der jüdischen Bevölkerung im Nahen Osten in Frieden leben
kann  und  es  daher  absolut  notwendig  sei,  einen  militarisierten  und
unterdrückerischen  israelischen  Nationalstaat  zu  haben.  In  einer
Argumentation  dagegen  könnte  man  beispielsweise  darauf  eingehen,



inwiefern Antisemitismus und Rassismus aus dem Kapitalismus entstehen
und dementsprechend in einem revolutionären Kampf auch wieder aufgelöst
werden können. Oder dass Israel als Schutzraum in Wahrheit eine Farce ist
und Israel eigentlich einer der gefährlichsten Orte für Jüd:innen überhaupt
ist und man sich dementsprechend fragen muss, wie man diesen Status Quo
auflöst. So oder so sind solche Argumente ganz oft nach dem Schema „wenn
du A sagst, kannst du in den engen Grenzen meines politischen Bewusstseins
nur B sagen“ gestrickt und dem sollte man entschlossen widersprechen: Eine
andere Welt ist möglich und erreichbar, denn so, wie es jetzt ist, kann es
nicht weitergehen.

Von  Problemvierteln  und
Brennpunktschulen:  Gegen
bürgerliche Klischees!
von Jona Everdeen, März 2024

„Das ist aber eine ganz üble Gegend, in der du wohnst!“ oder „Von der
Schule  hört  man  auch  nur  Schlechtes!“  So  wird  immer  wieder  über
bestimmte Stadtteile  oder Schulen gesprochen.  Und zwar nicht  über die
Parallelgesellschaften der Superreichen, sondern über die Viertel, in denen
wir leben.

Doch woher kommt der Mythos vom „Brennpunkt“, über den es regelmäßig
BILD-Schlagzeilen gibt?  Und welche Rolle  spielt  die  Stigmatisierung von
Stadtteilen  und  ihren  Bewohner:innen  für  die  bürgerlich-kapitalistische
Gesellschaft?
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„Ghetto“ als Stigma
Als  Ghetto,  Problemviertel  oder  Brennpunkt  werden  in  der  Regel  Orte
benannt,  die  unterdurchschnittliche  Sozialindexwerte  aufweisen,  z.B.  ein
geringes  Durchschnittsgehalt  oder  eine  hohe  Arbeitslosigkeit.  Allerdings
muss das Stigma nicht an reale Gegebenheiten gekoppelt sein, bzw. ist keine
unmittelbare Folge davon. Es gibt Orte mit niedrigen Werten, die nicht als
„Problemviertel“ bekannt sind, sowie unauffällige Viertel, die den Ruf eines
„Brennpunkts“ haben.

Entscheidend  dafür  sind  in  erster  Linie  Medienberichte,  von
Dokumentationen bis Reality-TV, über eine vermeintlich hohe Kriminalität
sowie  andere  „katastrophale  Zustände“,  wie  Müll  auf  der  Straße.  Dabei
werden Ursache und Wirkung vertauscht: Wenn im „Ghetto“ Müll auf der
Straße liegt, während es im Reichenviertel sauber ist, dann liegt das in der
Regel an der unterfinanzierten Stadtreinigung, die im Zweifelsfall die Viertel
der Armen zuerst vernachlässigt.

Wenn an Schulen Mülltonnen umgetreten, Wände beschmiert und Scheiben
eingeworfen werden, dann ist das auch keine jugendliche Willkür, sondern
ein fehlgeleiteter Akt des Protests, gerichtet gegen die Orte, die sowieso
schon  dreckig  und  abgenutzt  sind  und  für  die  keine  bessere  Zukunft
vorstellbar scheint.

Häufig werden arme Stadtteile als „riskant“ oder „gefährlich“ dargestellt,
weil  es dort mehr Kriminalität geben soll.  Doch diese Statistiken werden
durch  ungle ich  verte i l te  Po l ize iüberwachung  sowie  auch
Fahrkartenkontrollen  verzerrt.  In  ärmeren  Stadtteilen,  in  denen  die
Menschen dicht an dicht leben und kaum Rückzugsmöglichkeiten haben, ist
Kriminalität einfacher zu entdecken. Doch auch in den reichen Stadtteilen
wird mit Drogen gehandelt – nur dass die Bonzen sich dafür ins Private
zurückziehen können, während arme Menschen dafür keinen anderen Ort
haben als das Gebüsch im Park.

Auch hinter den Zäunen der Stadtvillen schlagen und vergewaltigen Männer
ihre Frauen – nur dass bürgerliche Frauen eher als proletarische Frauen die



finanziellen Mittel haben, um der Situation zu entfliehen. Und ganz generell
findet im bürgerlichen Verständnis Kriminalität ja sowieso nur dort statt, wo
im Supermarkt geklaut wird, und nicht dort, wo Steuerhinterziehung und
Kunstraub auf der Tagesordnung stehen.

Die  realen  Gefahren  der  ärmeren  Stadtteile  werden  in  den  Brennpunkt-
Darstellungen hingegen einfach  ignoriert,  zum Beispiel,  dass  Kinder  aus
armen Familien sehr viel häufiger Opfer von Verkehrsunfällen werden, weil
sie häufiger an großen Straßen mit viel Verkehr leben.

Doch wenn die Faktenlage so dürftig ist, warum schreiben dann Zeitungen
wie die BILD andauernd über angebliche Problemviertel, und welchen Zweck
verfolgen sie damit?

Sozialchauvinismus und Klassenspaltung
Stadtteile, die den Ruf haben, „Elendsviertel“ zu sein, gibt es schon, seit das
Verhältnis zwischen Lohnarbeit und Kapital zum dominanten Widerspruch
der Gesellschaft geworden ist. Bereits damals hatten diese Viertel und ihre
Bewohner:innen einen üblen Ruf.

Bessergestellte Arbeiter:innen bildeten sich etwas darauf ein, nicht ganz so
weit unten zu stehen. Lieber zahlten sie für ähnliche Lebensbedingungen
mehr Miete, wenn es bedeutete, dort nicht leben zu müssen. Hier haben wir
die ideologische Funktion des Geredes vom Brennpunkt: Es soll die Klasse
spalten.

So wird die Grenze gezogen zwischen den „normalen“ Stadtteilen und den
„Problemvierteln“,  welche  negativ  aus  der  Norm  herausstechen.  Die
bürgerliche Klasse versucht, den bessergestellten Teil des Proletariats auf
ihre Seite zu ziehen, als Teil eines „Volkes“ oder eben der „Normalen“. So
sollen sie dazu gebracht werden, ihre Faust nicht nach oben zu richten, wo
ihre Unterdrücker:innen und Ausbeuter:innen in ihren Villen sitzen. Ihre Wut
soll sich stattdessen gegen diejenigen richten, die in schimmligen Altbauten
und sanierungsbedürftigen Platten noch etwas schlechter dastehen als sie
selbst. Diese werden als „Asoziale“ stigmatisiert, die nicht dazu bereit oder in



der Lage wären, sich in die Gesellschaft einzugliedern, sondern in einer nach
bürgerlicher Moral verachtenswerten Parallelgesellschaft leben würden.

Die Wahrheit ist eine andere. Es ist die bürgerliche Klasse, die freiwillig und
beabsichtigt in Parallelgesellschaften lebt, in Villenvierteln wie Blankenese
oder  Grunewald,  abgetrennt  von  der  gesellschaftlichen  Mehrheit  der
Arbeiter:innen,  Armen  und  Mittelständler:innen.

Gegen diese reichen Ausbeuter:innen gilt es, alle Arbeiter:innen und Armen,
ganz gleich ob sie aus Charlottenburg, Pankow, Neukölln oder von sonst wo
kommen,  zu  vereinen.  Der  zentrale  Klassenwiderspruch  zwischen
Produktionsmittelbesitzenden und Lohnabhängigen muss aufgelöst werden,
indem das Privateigentum an Produktionsmitteln abgeschafft und diese unter
Kontrolle der Arbeiter:innen vergesellschaftet werden!

Standortbezogener Rassismus
Auch früher schon war das Stigma des „Elendsviertels“, das genutzt wurde
um  Arbeiter:innen  in  prekarisierte  und  bessergestellte  zu  spalten,  mit
Rassismus aufgeladen. Ein Beispiel dafür ist die Ansiedlung von jüdischen
Geflüchteten,  die  in  Lübeck kein  Aufenthaltsrecht  bekamen,  in  Moisling.
Antisemitische  Arbeitsverbote  und  Gewalt  ließen  die  Gemeinde  vor  den
Stadttoren  der  Hansestadt  zu  einem Zwangsghetto  verarmen,  das  einen
extrem schlechten Ruf hatte.

Heute  wird  gerade  in  der  Debatte  um  Kriminalität  das  Klischee  von
kriminellen Ausländer*innen bedient,  die  sich in  „Ghettos“  aktiv  von der
Mehrheitsgesellschaft abgrenzen und die „Integration“ verweigern würden.

Viel seltener wird darauf hingewiesen, dass gerade Geflüchtete häufig gar
nicht  arbeiten  dürfen,  und  dass  Jugendliche  in  der  Perspektivlosigkeit
versinken, weil sie aufgrund der andauernden kapitalistischen Krise wenig
Aussichten darauf haben, ihre miesen Lebensbedingungen zu verbessern.

Es wird nicht davon gesprochen, dass die Mieten in den Städten so teuer
sind, dass Menschen mit Migrationsgeschichte,  die in mies bezahlte Jobs
gedrängt werden, sich gar keine andere Wohnung leisten können als die in



den heruntergekommenen und günstigeren Vierteln. Denn dann müsste man
ja  zugeben,  dass  Rassismus  und  das  kapitalistische  System,  das  ihn
hervorgebracht  hat,  Schuld  an  den  Missständen  sind.

Deutschen Arbeiter:innen soll suggeriert werden, dass sie mehr mit ihrem
deutschen Boss vereint, als mit ihrem türkischen Kollegen aus Wilhelmsburg.
Die Klassenspaltung des Rassismus bekommt eine räumliche Komponente.

Bildungskrise: Sind die „Assis“ Schuld?
Auch das Gerede von „Brennpunktschulen“ reiht sich in die Stigmatisierung
und Spaltung ein. Zusätzlich soll von der neoliberalen Sparpolitik abgelenkt
werden,  die  zu  Kürzungen  in  der  Bildung  sowie  sämtlichen  sozialen
Bereichen führt. Diese werden demnächst wohl noch verstärkt werden, denn
während die Doktrin der „Schwarzen Null“ weiter Bestand hat, wird eine
Menge zusätzliches Geld für die Aufrüstung der Bundeswehr „benötigt“.

Aber  warum  sollte  man  sich  ernsthaft  Gedanken  machen,  wie  man  die
Bildungskrise mit Investitionen in Lehrmaterial und Mensaessen bekämpfen
kann, wenn man die Schuld auch einfach den Jugendlichen geben kann?

In Springerblättern liest man durchgehend, dass die Jugendlichen aus den
„Assivierteln“  sich  einfach  nicht  benehmen  können.  Mobbing  unter
Schüler:innen  wird  als  Naturzustand  dargestellt,  nicht  als  Folge  von
Konkurrenz-  und  Leistungsdruck,  Zukunftsangst  und  verinnerlichter
Unterdrückung.

Wenn das mit einer rassistischen Komponente gepaart wird, kann man leicht
dem  Glauben  verfallen,  dass  das  Problem  nicht  Lehrkräftemangel  und
marode Gebäude wären, sondern respektlose und faule Jugendliche, die sich
nicht bilden wollen. Daraus wird der Schluss gezogen, dass es einfach mehr
Disziplinierung  und  Drill  bräuchte,  um  den  „Ghettokids“  Manieren
beizubringen.

Anstatt materielle Armut beim Namen zu nennen, wird immer weiter von
„bildungsfernen“ oder „sozial schwachen“ Milieus gesprochen. Es wird als
Tatsache  dargestellt,  dass  als  „Ghettoschulen“  gebrandmarkte



Bildungseinrichtungen  dreckig  sind,  weil  das  eben  dem  „asozialen“
Charakter  der  Schüler:innen  entspräche  –  irgendetwas  an  den
Lernbedingungen in Billstedt verbessern zu wollen, wäre also völlig sinnlos.

Der Begriff „asozial“ ist dabei kein lustiges Klischee, sondern steht eng in
Verbindung  mit  dem  Hitlerfaschismus  und  der  sogenannten  „Aktion
Arbeitsscheu  Reich“,  bei  der  20.000  Menschen,  darunter  z.B.  Süchtige,
Bettler*innen  und  Prostituierte  unter  dem  „Schwarzen  Winkel“  in
Konzentrationslager  deportiert  wurden.  Die  Vorstellung,  dass  das  Elend
einiger Menschen „genetisch programmiert“ wäre, ist keine neue, dafür aber
eine sehr gefährliche.

Für  solidarische  und  selbstorganisierte
Stadtteile!
So wie die Arbeiter:innen, die sich gemeinsam gegen ihre Bosse organisieren
müssen,  müssen  auch  wir  zusammenstehen,  gegen  den  Versuch  der
bürgerlichen Propaganda, uns bereits in der Jugend zu spalten. Wir müssen
als Jugendliche vereint stehen und die Hetze gegen bestimmte Schulen und
ihre  Schüler:innen  energisch  zurückweisen.  Stattdessen  müssen  wir  uns
schul-  und  stadtteilübergreifend  organisieren.  Wir  müssen  für  gerechte
Bildung für alle kämpfen, anstelle von Investitionen in die Kriegstüchtigkeit
der  imperialistischen  BRD.  Für  die  Kontrolle  der  Schüler:innen  und
Lehrer:innen  über  die  Lehrpläne!

Um dafür zu sorgen, dass es keine benachteiligten Stadtteile mehr gibt und
dass wir als Arbeiter:innen und Jugendliche gut in unseren Vierteln leben
können,  ist  es  nötig,  dass  wir  die  Infrastruktur  unter  unsere  Kontrolle
bringen. Wir müssen die Immobilienhaie und Großkonzerne enteignen und
unsere Wohnungen unter Kontrolle von Mieter:innenkomitees stellen. Es ist
nötig,  dass  städtischen  Dienstleistungen,  wie  Stadtreinigung,  ÖPNV,
Verwaltung etc. unter die Kontrolle der Beschäftigten gestellt werden, damit
wir  uns  auch  für  abgelegene  und  isolierte  Stadtteile  eine  zuverlässige
Anbindung an U- und S-Bahn erkämpfen können.

Des  Weiteren  sollten  wir  auch  Stadtteilkomitees  einberufen,  die  selbst



demokratisch entscheiden und planen,  wie ihr Viertel  aussehen soll.  Teil
dieser Komitees sollten auch Ausschüsse gesellschaftlich Unterdrückter sein,
z.B.  Queers  und  Migrant:innen,  die  ihre  Bedürfnisse  und  Interessen
e i n b r i n g e n  k ö n n e n ,  u m  d i e  R e p r o d u k t i o n  b ü r g e r l i c h e r
Unterdrückungsverhältnisse  zu  verhindern.

Lassen wir uns nicht spalten – Kämpfen wir
dafür,  dass  unsere  Viertel  und  Städte  uns
gehören!

Statement zu Angriffen auf uns
und  ein  Outing  von
Aktivist:innen in Lüneburg
Von REVOLUTION Lüneburg, März 2024

Seit November ziehen sich durch die linke Szene in Lüneburg Gerüchte über
ein Outing von zwei Aktivist:innen aus den lokalen Antifa-Gruppen, das von
unserer  Organisation  ausgehen  würde.  Seit  November  letzten  Jahres
versuchen  unsere  Genoss:innen  vor  Ort  die  Situation  aufzulösen.
Gesprächsangebote jeglicher Art, auch E-Mails usw. blieben bis heute ohne
Antwort.
Vor einer Woche bekamen wir das Outing das erste Mal auf einem Treffen zu
sehen.  Dieses Outing hatte eine Reihe an antisemitischen Beleidigungen,
sowie physische Angriffe auf die Aktivist:innen, die darin erwähnt werden,
zur Folge. Diese Angriffe verurteilen wir zutiefst und sind durch nichts zu
entschuldigen! Wir distanzieren uns in jeder Form von diesen Angriffen und
den  Beleidigungen  und  machen  an  dieser  Stelle  nochmal  deutlich:  Wir
stecken weder hinter  dem Outing noch hinter  den Angriffen und heißen
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beides nicht gut!
In einer auf das Outing folgende Stellungnahme beschreibt ein Aktivist der
Antifa  Lüneburg/Uelzen,  auch mit  Messern bedroht  worden zu sein.  Wir
stehen solidarisch mit allen Antifaschist:innen, die von solchen Übergriffen
betroffen sind.
Bei  aller Solidarität  müssen wir trotz alledem einige Dinge,  die von den
Betroffenen  in  die  Welt  getragen  werden,  ganz  klar  verurteilen  und
richtigstellen.
In einer Mail an das „Lüneburger Netzwerk gegen Rechts“ sind viele Lügen
vorhanden, zu denen wir hier Stellung beziehen wollen.

1.  REVOLUTION  sind  Antisemit:innen  &
Hamas-Freunde
Wir haben uns in unseren Reden, durch unsere Banner und Materialien klar
gegen  Antisemitismus  positioniert  und  werden  dies  auch  weiterhin  tun.
Unsere Perspektive und Vorstellung für eine Lösung des Nahost-Konfliktes
ist sicherlich eine andere, als die der Antideutschen. Wir stehen weiterhin
und offen: Für eine freie, sozialistische und säkulare Perspektive und einen
Staat  in  dem  alle  Menschen,  unabhängig  von  Ethnie  und  religiöser
Zugehörigkeit gleichberechtigt leben können. Dass das nicht antisemitisch
ist, sollte klar sein und die Diffamierung dieser Perspektive als Antisemitisch
macht tatsächlichen Antisemitismus unsichtbar. Zu diesem Vorwurf haben
wir schon oft Stellung bezogen, für eine Ausführliche Stellungnahme wollen
w i r  a u f  d i e s e n  A r t i k e l  v o n  u n s  v e r w e i s e n :
https://onesolutionrevolution.de/unsere-solidaritaet-mit-palaestina-war-niema
ls-antisemitisch-ist-nicht-antisemitisch-und-wird-auch-nie-antisemitisch-
werden/
Zu Hamas haben wir uns zuletzt in unserem Artikel „Hamas = ISIS?!“ wie
folgt geäußert:
„Das  offensichtliche  zuerst:  Fortschrittliche  Kräfte  sollten  weder  die
Ideologie,  das politische Programm noch die Kampfmethoden der Hamas
supporten. Verbunden mit der undemokratischen und elitären Ausrichtung
auf  den  Kampf  einiger  Tausend  Milizionäre  sowie  der  wachsendem
Strategielosigkeit,  führte  das  zum  sinnlosen  Massaker  an  hilflosen
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israelischen  Zivilist:Innen,  was  nicht  nur  menschlich  schockierend  und
militärisch  sinnlos  war,  sondern  auch  die  Reihen  im  israelischen  Staat
geschlossen  und  die  Bevölkerung  dahinter  weitestgehend geeint  hat.“  ~
https://onesolutionrevolution.de/hamas-isis/

2.  Revolution  ist  verantwortlich  für  die
Angriffe  auf  die  Aktivist:innen  der  lokalen
Antifa-Strukturen
Zitat: „Außerdem sind die beiden Revo-Leute für verschiedene Angriffe auf
Antifaschist*innen in Lüneburg verantwortlich. In den vergangenen Monaten
gab es mehrere Bedrohungen und Beleidigungen. Trauriger Höhepunkt war
eine Bedrohung mit einem Messer am 8. März 2024.“
Auch davon distanzieren wir uns entschieden! Wir heißen diese Taten nicht
gut, warum also sollten wir sie begehen?!

Am  04.  November  bemerkten  unsere  Genoss:innen,  dass  einer  der
Aktivist:innen die vom Outing betroffen sind Fotos von einer Kundgebung in
Solidarität mit den Menschen in Gaza anfertigt. Da persönlicher Kontakt zu
Personen aus diesen Strukturen bestand, fragte ein Genosse, was mit den
Fotos passieren solle und ob diese hochgeladen werden. Als Genoss:innen,
die  in  der  Vergangenheit  bereits  mehrfach  von  Antideutschen  geoutet
wurden,  als  auch  im  Rahmen  einer  rechten  Anschlagsserie  Namentlich
erfasst  wurden,  sehen  wir  das  als  nachvollziehbaren  und  berechtigten
Schritt.

Am 8. November soll eine Facebookseite erstellt worden sein, in dem ein Bild
des Fotografen veröffentlicht wurde, das nach eigenen Angaben von Nazis
stammt. Von dieser Facebookseite haben wir am 23. November erfahren. Um
dem Vorwurf, wir würden dahinter stecken entgegenzutreten, stellten wir
nachfragen an das „Anna&Arthur“, Bündnisse und Gruppen. Diese blieben
unbeantwortet.

In den Wochen und Monaten nach der Veröffentlichung, wurde der Geoutete
mehrfach auf offener Straße angegangen, teils antisemitisch beleidigt und



am 8. März mit einem Messer bedroht. In dem schon genannten Statement
werden diese Vorwürfe direkt mit uns in Verbindung gebracht, auch mit der
Begründung, dass einzelne Genoss:innen von uns, die bei den Kundgebungen
organisatorische  Aufgaben  übernommen  haben,  Teilnehmer:innen  und
Organisator:innen der Demo über die Antideutschen, die die Kundgebungen
beobachteten,  informiert  haben.  Wir  sehen es  als  unsere  Pflicht  an,  die
Kundgebung zu informieren, wenn potentielle Provokateur:innen in der Nähe
sind, um die Kundgebung zu schützen. Das als Aufstacheln zu Angriffen zu
bewerten, ist reine Diffamierung unserer Genoss:innen!

Arbeit gegen Existenzen
Durch die Anschuldigungen in so einer kleinen Stadt und den Einfluss und
die Reichweite der Person, die diese nach Außen trägt, haben die Vorwürfe
auch die  Arbeits-  und Ausbildungsbetriebe einiger  Genoss:innen erreicht.
Dort hat sich durch stille Post und die Formulierungen in der Stellungnahme
die Annahme, wir wären für Messerangriffe auf „die Antifa“ verantwortlich
herumgesprochen. Diese grausamen und unhaltbaren Vorwürfe gegen uns
werden  in  der  Lüneburger  Szene  als  Fakt  aufgenommen.  Dass  unsere
Genoss:innen massiv damit gefährdet werden, spielt für die Aktivist:innen
offensichtlich  keine  Rolle.  Wohl  wissend,  dass  die  Adresse  von  den
Genoss:innen  bekannt  ist,  dass  die  Genoss:innen  mit  ihren  Kindern
unterwegs  sind.

Bei  aller  Solidarität,  die  wir  und  unser  Umfeld  mit  den  Opfern  dieser
physischen, verbalen und psychischen Gewalt haben, verurteilen wir auch die
Leichtfertigkeit, mit der hier nicht nur mit der politischen Existenz von uns
als  Organisation in  Lüneburg,  sondern auch mit  den Existenzen unserer
Genoss:innen gespielt wird.

Die Personen hier haben sich nicht einmal die Zeit genommen ein Gespräch
zu führen,  eine gemeinsame Lösung zu finden. Jederzeit  wären wir dazu
bereit  gewesen diese  Taten öffentlich  zu  verurteilen  und die  ganze  Zeit
haben wir unsere Solidarität trotz der Vorwürfe gegen uns ausgesprochen.

Im Kampf gegen den Rechtsruck werden wir nur erfolgreich sein können,



wenn wir es schaffen, auf der Basis einer offenen demokratischen Diskussion
und solidarischer Kritik eine linke Aktionseinheit aufzubauen.

Für  eine  Einheitsfront  gegen  den  Rechtsruck  aus  Gewerkschaften  ,
sozialdemokratischen  Parteien,  Jugendorganisationen,  Antifagruppen,
Migrant:innenvereinen  und  linken  Aktivist:innen!

Solidarität  mit  allen  Antifaschist:innen,  die  von  Outings,  Gewalt  und
Repression  betroffen  sind!

Solidarität  mit  unseren  Genoss:innen  und  Freund:innen,  die  durch  die
Vorwürfe in ihrem täglichen Leben und ihrer Arbeit behindert werden!

Solidarische Grüße!

Warum die Klimakrise auch ein
Rassismusproblem ist
Von Jona Everdeen, März 2024

„Die  Klimakrise,  als  ultimative  Naturkatastrophe,  betrifft  uns  alle  gleich,
egal,  welches  Geschlecht,  welche  Herkunft,  ob  arm  oder  reich.“  Dieser
Mythos ist in der bürgerlichen Gesellschaft sehr verbreitet, bis hinein in die
bürgerliche Klimabewegung. Allerdings ist er falsch.

Nicht nur, dass ausschließlich die Bourgeoisie in der Lage ist, sich mittels
ihrem Geldbeutel vor den meisten Folgen der Umweltkrise zu schützen. Auch
muss  die  Klimakrise  im  Kontext  der  jahrhundertealten  rassistischen
Weltordnung  betrachtet  werden,  die  ihren  Ausdruck  zunächst  im
Kolonialismus  fand  und  heute  im  postkolonialen  Imperialismus  findet.
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Umweltimperialismus:  Warum  nicht  alle
gleich  betroffen  sind
Von weiten Teilen der Klimabewegung wird erkannt, dass die „most affected
areas“ der Folgen der Klimakrise im Globalen Süden liegen. Der Grund dafür
ist jedoch weniger geläufig. Dieser ist nicht in erster Linie geographisches
„Pech“, sondern das imperialistische System.

Den verschuldeten, ökonomisch abhängigen, halbkolonialen Ländern Afrikas,
Lateinamerikas, etc. ist es nicht möglich, effektive Maßnahmen zum Schutz
vor  Umweltkatastrophen  zu  ergreifen.  Länder  wie  Deutschland  oder  die
Niederlande können sich z.B. mit Deichen einigermaßen gegen das Steigen
des Meeresspiegels schützen, Länder wie Bangladesch oder die Philippinen
können das nicht.

Hinzu  kommt,  dass  die  schmutzigsten  Industrien,  die  große Schäden an
Ökosystemen  verursachen,  gezielt  in  diese  halbkolonialen  Länder
ausgelagert werden. So findet fast der gesamte umweltschädliche Bergbau,
der für die moderne Industrie essentiell ist, außerhalb der imperialistischen
Zentren statt, wie die Goldminen in Südafrika oder Mali, der Kobaltabbau im
Kongo oder der von Kupfer in Peru.

Auch  die  Steinkohle,  die  in  deutschen  Kohlekraftwerken  verfeuert  wird,
kommt nicht  mehr aus den Zechen im Ruhrgebiet,  sondern aus riesigen
Tagebauen  vor  al lem  in  Kolumbien.  In  diesen  Minen  sind  die
Arbeitsbedingungen  katastrophal  und  häufig  werden  für  ihre  Errichtung
Indigene und andere ländliche Communities vertrieben. Zudem werden die
regionalen Ökosysteme massiv zerstört.

An Gold aus Südafrika und Kohle aus Kolumbien profitieren hauptsächlich
Konzerne aus den USA oder Deutschland. Die halbkolonialen Länder sehen
von dem enormen Wert ihrer Ressourcen herzlich wenig,  abgesehen von
einer sehr kleinen aber dafür sehr korrupten nationalen Bourgeoisie.

Das funktioniert durch die ökonomische Abhängigkeit dieser Länder, welche
sie  dazu  zwingt,  die  wirtschaftliche  Forderungen  umzusetzen,  die  von



imperialistischen Ländern und ihren Organen wie dem IWF (Internationaler
Währungsfonds) gestellt werden.

Dazu gehört der Zwang, zu akzeptieren, dass die eigene Umwelt für die
Profitinteressen  von  deutschen,  US-amerikanischen  und  chinesischen
Konzernen zerstört wird, und dass das Land seine Bevölkerung nicht effektiv
vor  Umweltkatastrophen  schützen  kann,  weil  das  dafür  nötige  Geld
gebraucht  wird,  um  Banken  aus  London  und  New  York  Schulden
zurückzuzahlen.

Das System der Überausbeutung großer Teile der Welt, endete nicht mit dem
Kolonialismus, sondern ging nahtlos in neuer Form weiter. Damals wie heute
soll  es  durch  Rassismus  legitimiert  werden,  wie  den  Mythos  der
„Unterentwicklung“ dieser Teile der Welt gegenüber den imperialistischen
Zentren Europas, Nordamerikas und Ostasiens.

Dabei  hat  die  reale  ökonomische  Unterlegenheit  der  Länder  Afrikas,
Lateinamerikas und weiter Teile Asiens eine ganz andere Ursache: Dass die
imperialistischen Staaten ihre Wirtschaft gezielt unterentwickelt haben, um
sie weiter auspressen zu können.

Rassismus gegen Klimaflüchtende
Durch  die  Umweltzerstörung  im  Globalen  Süden  sowie  die  fehlenden
Möglichkeiten,  sich  effektiv  vor  den  Folgen  der  Klimakrise  zu  schützen,
müssen  zahlreiche  Menschen  ihre  Heimat  verlassen.  Bereits  jetzt  wird
geschätzt,  dass  der  Wegfall  der  ökologischen  Lebensgrundlagen  die
häufigste  Fluchtursache  ist,  noch  vor  Krieg.

Bislang drückt sich dies vor allem in einer Binnenflucht aus: von ländlichen
Regionen,  die aufgrund von Dürren und Überschwemmungen nicht mehr
genug Ernte bringen in stetig anwachsende Großstädte.

Spätestens,  wenn sich die  Menge der  Gebiete  dramatisch ausweitet,  die
mindestens  saisonal  nicht  mehr  bewohnbar  sind,  werden Menschen ihre
Heimat ganz verlassen. Sie werden sich in Regionen und Länder aufmachen,
die bessere Bedingungen bieten, also die imperialistischen Zentren, die in



der Lage sind, die Folgen von Umweltkatastrophen verhältnismäßig klein zu
halten.

Bereits  jetzt  führen  vor  allem  die  EU  und  die  USA  eine  brutale
Migrationspolitik.  Für  imperialistische  Staaten  ist  dies  nötig,  da  ihre
imperialistische  Herrschaft  untergraben  werden  würde,  wenn
überdurchschnittlich  stark  ausgebeutete  Menschen  einfach  aus  den
Halbkolonien wegziehen könnten. Mit Klimaflüchtenden wird es nicht anders
sein.

Die imperialistischen Staaten sind für die übermäßige Umweltzerstörung in
ihrer Heimat verantwortlich, so wie für die übermäßige Ausbeutung ihrer
Arbeitskraft  zu  miesen  Löhnen.  Damit  diese  Ausbeutung  weitergeführt
werden kann, müssen Deutschland, die USA und Co. mit eiserner Hand und
eisernem  Stacheldraht  verhindern,  dass  diese  Menschen  ihre  Grenzen
überqueren.

Eine solche brutale Migrationspolitik ist nur möglich durch das zunehmende
Propagieren  von  Rassismus,  den  wir  nicht  nur  von  Seiten  der  Rechten
beobachten können, sondern auch von liberalen bürgerlichen Kräften wie
den Grünen.

Nur auf diese Art können sie begründen, warum sie die Menschen, deren
Heimat durch die von Konzernen aus dem eigenen Land verursachte Krise
zerstört wurde, an den eigenen Grenzen abweisen oder mit Gewalt an deren
Überquerung hindern.

Rassismus und die Klimabewegung
Der Kampf gegen die Klimakrise ist ein Kampf gegen das imperialistische
Weltsystem  und  gegen  den  Rassismus,  der  ihm  dient.   Während  seit
Jahrzehnten viele Kämpfe gegen die Umweltzerstörung in Halbkolonien von
Indigenen  und  anderen  besonders  stark  vom  Umweltimperialismus
Betroffenen ausgefochten werden, kommt dieses Bewusstsein in den weiß
dominierten Klimabewegungen des Globalen Nordens nur verspätet an.

In  einigen  imperialistischen  Ländern  wie  Frankreich,  den  USA  oder



Britannien  positioniert  sich  die  Klimabewegen  inzwischen  recht  deutlich
gegen den Imperialismus, doch in Deutschland sieht es besonders schwierig
aus.

Das liegt vor allem daran, dass Fridays for Future Deutschland durch seine
starke  Bindung zu  der  fest  in  den  deutschen  Imperialismus  integrierten
Grünen  Partei  häufig  die  außenpolitischen  Interessen  dieses  Staates
verteidigt.  Dazu  gehört  die  Aufrechterhaltung  der  imperialistischen
Überausbeutung  und  des  Umweltimperialismus.

Das drückt sich in der Unterstützung der deutschen „Staatsräson“ aus. Die
koloniale Politik Israels, die auch mit massiver Umweltzerstörung verbunden
ist, sowie dessen Menschrechtsverbrechen, werden von großen Teilen der
Bewegung ohne Kritik akzeptiert oder aktiv unterstützt.

Diese  rassistische,  pro-imperialistische  Position  ist  nicht  nur  bei  Luisa
Neubauer  und  Co.  vertreten,  sondern  auch  bei  der  sich  selbst  als
„antikolonial“  verstehenden  Gruppe  Ende  Gelände,  die  Positionen  der
Unterstützung  des  israelischen  Kolonialismus  toleriert  und  Antizionismus
sowie  die  Unterstützung  des  palästinensischen  Widerstands  mit
bewegungsinternen  Repressionen  überzieht.

Was es stattdessen braucht, ist eine Klimabewegung, die versteht, dass der
Kampf für Klimagerechtigkeit nur internationalistisch geführt werden, kann,
in Solidarität mit allen Unterdrückten auf der Welt. Es ist die Verantwortung
von Aktivist:innen in den imperialistischen Ländern, ihre Genoss:innen in den
Halbkolonien aktiv zu unterstützen.

Die  Klimabewegung  im  Globalen  Norden  braucht  Organe,  in  denen  von
Rassismus Betroffene ihre Anliegen und Perspektiven diskutieren können,
damit  rassistische  Ideologien  in  der  mehrheitlich  weißen  Bewegung
bekämpft  werden.

Rassismus wird durch die Umweltkrise verstärkt und die Umweltkrise ist in
ihrer Form Folge des rassistischen Weltsystems. Umweltkrise wie (moderner)
Rassismus sind Produkte einer Gesellschaftsform, die auf der Ausbeutung
von Mensch und Natur basiert: dem Kapitalismus.



Nur wenn dieser überwunden wird, wenn Arbeiter:innen, Jugendliche und die
unterdrückte Landbevölkerung sich global  zusammenschließen,  eine neue
Internationale aufbauen und in den Kampf gegen den Imperialismus ziehen,
für  die  Errichtung  einer  neuen  sozialistischen  Weltordnung,  kann
Klimagerechtigkeit  erreicht  werden.

Nur dann können die Folgen der Umweltkrise bestmöglich reduziert werden,
die Überausbeutung von Menschen beendet und somit auch die Wurzel des
Rassismus abgesägt werden!

Wir als Kommunist:innen fordern:

Offene Grenzen sowie Staatsbürger:innenrechte für alle, an dem Ort,
wo sie leben!
Die sofortige Streichung der Schulden für alle halbkolonialen Länder
und die Enteignung der Konzerne aus den imperialistischen Zentren
unter Kontrolle der Arbeiter:innen!
Unterstützung der Länder des Globalen Südens, damit sie sich so
effizient wie möglich gegen Umweltkatastrophen schützen können.
Für  globale  Einrichtungen  zum  Katastrophenschutz  und  den
Wiederaufbau  von  Ökosystemen  unter  der  Kontrolle  der
Arbeiter:innen  und  der  Landbevölkerung!
Das  Ende  der  imperialistischen  Überausbeutung,  das  Ende  des
Umweltimperialismus  sowie  das  Ende  des  Kapitalismus,  der  die
Wurzel der Ausbeutung von Mensch und Natur darstellt!

Rechtsruck, Krise und Lage von
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Frauen
von Kai Zumar, Revolution, FIGHT! März 2024

Für Linke, Frauen, queere Menschen, rassistisch Unterdrückte und andere
gesellschaftlich Unterdrückte und Menschen, die in Armut leben, fängt 2024
als gut geölte Rutschbahn in die Hölle an. Der Klimawandel droht nach wie
vor,  unseren  Planeten  buchstäblich  höllisch  heiß  zu  machen.  Mit  der
Wirtschaft geht es bergab, Rechte sind auf dem Vormarsch, und alles scheint
in deprimierender Perspektivlosigkeit zu versinken. Hinzu kommen Kriege
und Auseinandersetzungen weltweit. Es wird weiterhin von einem sinkenden
Produktionsniveau,  Stagnation  und  Rezession,  steigender  Arbeitslosigkeit
und hoher Inflation in Deutschland ausgegangen. Weltweit  sieht es nicht
besser aus,  wie auch der ökonomische Kollaps von Halbkolonien wie Sri
Lanka oder Pakistan verdeutlicht.

Wirtschaftskrise
„Schlechter  war  die  Stimmung  in  diesem  Punkt  zuletzt  im  Jahr  der
Finanzkrise  2009“,  meinte  der  Direktor  des  Instituts  der  deutschen
Wirtschaft (IW) Ende 2023. Dass direkt die Krise 2008/2009 zur Sprache
kommt, ist kein Zufall. Denn die weltweite Wirtschaftskrise, die wir immer
mehr  beobachten  können,  ist  direkte  Folge  dieser  damals  nicht  voll
aufgelösten Krise. Eine massive Blase auf den Hypotheken- und Hausmärkten
war 2008 geplatzt, als sich Rückzahlungsausfälle häuften. In der Folge kam
es zu einer enormen globalen Profitkrise. Doch während es üblicherweise zu
einer Erholung kommen kann, wenn eine Reihe an Firmen pleitegeht und es
damit zu einer Vernichtung (Außerdienststellung) von ihrem fixen Kapital (z.
B. Maschinen) kommt, woraufhin der Anteil an menschlicher Arbeit in der
Produktion  und  damit  die  Profitraten  wieder  steigen,  wurde  diese
Entwicklung  2008/9  aufgeschoben.  Erreicht  wurde  das  durch
Niedrigzinspolitik,  die Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen
und  internationale  Koordination.  Losgetreten  und  befeuert  durch  die
Coronapandemie und die Energiekrise rollt die jetzige Krise als Folge dieser
Politik über uns hinweg. Für Frauen hat schon die Pandemie nicht nur einen
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unfassbaren Anstieg an häuslicher Gewalt und ein Eingesperrtsein mit ihren
Tätern, sondern auch überdurchschnittlich oft Entlassung und Prekarisierung
bedeutet,  was  sie  zusätzlich  ökonomisch  abhängiger  macht,  als  sie  es
ohnehin  oft  sind.  Hinzu  kam dann noch  eine  heftige  Mehrfachbelastung
dadurch, dass Frauen einerseits besonders oft in „systemrelevanten“ Jobs
und im Gesundheitssystem arbeiten, das ohnehin kaputtgespart ist und wo
sie Ansteckung noch mehr ausgesetzt  sind,  und andererseits,  dass durch
geschlossene  Kindergärten  und  Schulen  sowie  Homeoffice  viel  mehr
Reproduktionsarbeit in den privaten Familienhaushalt und damit die Frau in
eine  reaktionäre  Geschlechterrolle  als  Hausfrau  gedrängt  wurden.  Die
Rückbesinnung  auf  die  bürgerliche  Kleinfamilie  wirkt  sich  auch  durch
steigende Gewalt gegen LGBTQ+-Menschen aus. Viele von ihnen mussten
lange  Lockdowns  mit  queerfeindlichen  und/oder  gewalttätigen
Familienmitgliedern verbringen und waren gezwungen, sich tief im Schrank
zu verschanzen. statt frei und geoutet zu leben. Für viele trans Personen
bedeutete die Krise des Gesundheitssystems noch längere Wartezeiten oder
die  Aussetzung  von  lebensrettenden  Operationen  und  Behandlungen,
während Schutz- und Therapieangebote weiterhin völlig unzureichend sind.
Wie in einem Spießroutenlauf ging es nach der Zeit der Lockdowns weiter
mit Inflation und einer Krise, die sowohl von ihrem Wesen her als auch in
ihren Auswirkungen weitaus umfassender ist als 2008. Für Frauen, die öfter
in sozialen Bereichen, anderen schlecht bezahlten Jobs und besonders in
einigen  Halbkolonien  überdurchschnittlich  oft  im  informellen  Sektor
arbeiten,  macht eine Inflation von bis zu 8,8% in Deutschland 2023 und
weitaus höher in anderen Teilen der Welt schnell den Unterschied zwischen
gerade noch durchkommen und hungern müssen aus. Besonders, wenn man
dann noch  alleine  Kinder  großziehen  muss.  Auch  queere  Menschen,  die
überdurchschnittlich  oft  arm,  arbeitslos  oder  wohnungslos  sind,  werden
besonders hart von der Krise getroffen. Die Lösungsansätze von 2008 waren
für Arbeiter:innen und gesellschaftlich Unterdrückte nicht viel besser. Doch
sie  jetzt  einfach  zu  wiederholen,  geht  auch  nicht.  Die  mitgeschleppten
Probleme der letzten Krise machen das unmöglich. Die Nullzinspolitik ist
erschöpft, Quantitative Easing hat zu viele Nebenwirkungen, die Kosten sind
nicht  komplett  auf  Arbeiter:innen  abwälzbar  und  die  internationale
Konkurrenz,  entgegenstehende  Kapitalinteressen  und  daraus  entstehende



militärische Konflikte verhindern internationale Koordinierung.

Geopolitische Lage
Solche politischen, wirtschaftlichen und militärischen Konflikte können wir
gerade  in  großem Ausmaß an  vielen  Stellen  beobachten  –  seien  es  der
Handelskrieg  zwischen  China  und  den  USA,  der  Genozid  gegen  die
Palästinenser:innen  oder  der  immer  noch  andauernde  Ukrainekrieg.  Als
Folge von unsicheren Produktions- und Handelsketten durch die Pandemie
und die globale Rezession verlagern die imperialistischen Zentren wichtige
Industrien des nationalen Kapitals immer mehr in ihre eigenen Einflusszonen
zurück  und  betreiben  so  eine  Politik  des  „Reshoring“.  Das  sehen  wir
beispielsweise  an  der  Wiedereinführung  von  Zollschranken  oder  den
Versuchen  Chinas,  eigene  Alternativen  zu  dem  internationalen
Zahlungssystem SWIFT zu etablieren. Dieses Reshoring äußert sich auch in
vermehrter  imperialistischer  Blockbildung.  In  einer  Welt,  in  der  jede
Ressource und jedes Fleckchen schon von irgendwem/r kontrolliert  wird,
versuchen  einzelne  Kapitalfraktionen  verzweifelt,  während  der  Rezession
ihren Einfluss zu behalten oder auszuweiten,  um sich ihren Platz  in der
internationalen Konkurrenz zu sichern. Zunehmend nimmt dieser Kampf um
die Neuaufteilung der Welt militärische Formen an. Doch viele dieser Kriege
sind  geopolitische  Konflikte  von  Imperialist:innen,  bei  denen  für
Arbeiter:innen nie was drin ist. Von welchem Imperialismus sie unterdrückt
und ausgebeutet werden, macht kaum einen Unterschied. Für sie bedeutet
Krieg die Zerstörung ihrer Lebensgrundlage, oft Nahrungsmittelknappheit,
noch mehr Ausbeutung und, sich für fremde Interessen erschießen zu lassen.
Doch auf Frauen und queere Menschen haben auch Krieg und Flucht oft
noch  extremere  Auswirkungen.  Darum gilt  es,  besonders  Kämpfe  gegen
nationale  Unterdrückung  wie  in  Kurdistan  oder  Palästina  zu
antiimperialistischen,  revolutionären  Befreiungskämpfen  auszuweiten,  in
denen Frauen eine führende Rolle  für  ihre eigene Befreiung einnehmen.
Neben einer allgemeinen Verschlechterung der Lebensbedingungen kommt
es  in  Kriegssituationen  oft  zu  einem enormen Anstieg  an  Gewalt  gegen
Frauen und queere Menschen. Besonders Vergewaltigungen als massenhaft
angewendete, verbrecherische Kriegstaktik, um einer ganzen Bevölkerung



oder  Bevölkerungsgruppe  nachhaltig  zu  schaden,  kommt  fern  von  jeden
Beteuerungen über Menschenrechte und Schutz der Zivilbevölkerung oft vor
(z. B. Ruanda 1994, Nanking 1937, Bosnien und Herzegowina 1992 – 1995).
Konsequenzen hat das für die meisten Täter nicht, obwohl die UNO (erst)
2008 in einer Resolution zu einem sofortigen Stopp von sexueller Gewalt in
der  Kriegsführung  aufrief.  In  dem  UNO-Bericht  dazu  von  2023  wurde
festgehalten,  dass  diese  Verbrechen  weiter  eine  relevante  Rolle  in  der
Kriegsführung  spielen,  im  Kontext  sich  zuspitzender  Konflikte  sogar
zugenommen  haben,  sie  weiterhin  auch  von  UNO-Soldat:innen  ausgeübt
werden  und  nach  wie  vor  die  meisten  Taten  unbestraft  bleiben.  Noch
extremer  als  während  Corona  trifft  auch  der  Zusammenbruch  des
Gesundheitswesens  im  Krieg  Frauen  und  LGBTQ+-Menschen  besonders
stark, nicht nur weil sie häufig in diesem Bereich arbeiten. Oft gehen die
Zahlen von Geburtensterblichkeit drastisch in die Höhe. Dazu kommt, dass
eine Frühwitwenschaft durch Krieg die ohnehin bestehende Altersarmut von
Frauen verstärkt. Auch werden im Krieg oft Kinderbetreuung, Bildung oder
Sozialdienste  ausgesetzt,  wodurch  Frauen  mit  noch  mehr  unbezahlter
Reproduktionsarbeit zurückgelassen werden als sonst. Doch nicht nur die
zuhause  Gebliebenen  haben  es  schwer,  auch  auf  der  Flucht  zeigt  sich
sexuelle  Unterdrückung  gegen  Frauen  und  queere  Menschen.  Etwa  die
Hälfte der über 27 Mio. Menschen, die gerade auf der Flucht sind, sind
Frauen.  Auch  hier  erfahren  sie  häufig  sexuelle  Gewalt  und  tragen
Verantwortung für Kinder und Familien. Auch queere Menschen erfahren oft
Gewalt auf der Flucht.  Die auch nur unzureichenden Schutzversuche der
UNO für geflüchtete Frauen wie die Einrichtung von geschlechtergetrennten
Sanitäranlagen bieten diesen Land erreichen, werden Verfolgungen aufgrund
sexueller Orientierung oder des Geschlechts oft de facto nicht anerkannt.
Rechtsruck Doch auch abgesehen von spezifischer Unterdrückung wird die
Situation für Geflüchtete ja immer schlechter. Die AfD in Deutschland würde
am liebsten wieder die Rassentheorie auspacken und nicht nur Geflüchtete,
sondern  gerne  gleich  alle,  die  kein  „reines,  deutsches  Blut“  haben,
abschieben. Schweden erlässt ein Gesetz, nach dem alle im sozialen Bereich
Arbeitenden  gezwungen  sind,  Menschen  ohne  Papiere,  die  ihre  Hilfe
aufsuchen, an den Staat zu melden. Die EU schafft fröhlich das Asylrecht
nach und nach ab und verweigert Geflüchteten Grundrechte. Es scheint, als



gäbe es keine Ecke mehr auf der Welt, aus der nicht Meldungen über neue
rechte Regierungen oder rassistische Gesetzgebungen kommen. Analog zu
der  Wirtschaftspolitik  des  Reshorings  und  der  Blockbildung  greift  auf
ideologischer Ebene eine neue Welle des Nationalismus um sich. Wir erleben
eine allgemeine Entwicklung nach rechts, die sich aus der Schwäche der
Linken und der Wirtschaftskrise speist. Die Krise führt zu Abstiegsängsten
beim Kleinbürger:innentum und  zur  Prekarisierung  vieler  Arbeiter:innen.
Mangels irgendeiner fortschrittlichen Perspektive wenden sie sich zum Teil
an  Rechte,  die  versprechen,  das  Gefühl,  es  gäbe  zu  wenig,  damit  zu
beantworten, dass halt noch weniger geteilt wird (was faktisch Rassismus
und Umverteilung nach oben bedeutet).  Auch das binnenmarktorientierte
Kapital wendet sich den Rechten zu, die ihre Interessen viel eher vertreten
als die der Kleinbürger:innen oder gar Arbeiter:innen. Es ist also kein Zufall,
dass AfD, Sverigedemokraterna (rechte Regierungspartei in Schweden) oder
die Fratelli d’Italia gerade jetzt so stark sind. Und es ist auch kein Zufall,
dass die  Rechten in  Italien Mussolinis  alte  Parole  „Dio,  patria,  famiglia“
(Gott,  Vaterland,  Familie)  wieder aufwerfen oder die  AfD dafür  ist,  dass
Kinder  die  ersten  drei  Jahre  zu  Hause  von  der  Mutter  betreut  werden,
während  sie  gleichgeschlechtlichen  Paaren  gerne  Kinderkriegen  und
Heiraten  verbieten  würde.

Reproduktionsarbeit
Es ist kein Wunder, dass Krise und Rechtruck mit einer Rückbesinnung auf
die bürgerliche Kleinfamilie und damit Angriffen auf die Rechte von queeren
Menschen  (siehe  Transfeindlichkeit,  besonders  in  den  USA,  Russland,
Großbritannien  …)  und  von  Frauen  (z.  B.  Kürzungen  von  Geldern  für
Frauenhäuser,  Ab�treibungsrecht)  einhergehen.  Denn  die  bürgerliche
Kleinfamilie ist der Ort, an dem im Kapitalismus die Arbeitskraft reproduziert
wird.  Wer  morgens  brav  zur  Arbeit  erscheinen  soll,  wurde  irgendwann
geboren, erzogen und hat Bildung erfahren, braucht einen vollen Magen,
eine saubere Wohnung, in der sie/er leben und schlafen kann, gewaschene
Klamotten etc. Und wer putzt die Wohnung, erzieht die Kinder, kocht Essen,
geht  einkaufen,  wäscht  Geschirr  und  Kleidung?  Frauen  wenden  im
Durchschnitt in Deutschland 52,4 % mehr Zeit für unbezahlte Sorgearbeit



auf (bei 34-Jährigen sind es sogar 110,6 %). Ganz schön praktisch für die
Kapitalist:innen,  die  dadurch  nicht  für  die  Reproduktionsarbeit
verantwortlich sind und mehr Profite machen können. Ideologien wie die
Erzählung von der perfekten Hausfrau und dem umsorgenden weiblichen
Wesen halten diese Arbeitsteilung (bzw. Mehrarbeit der Frauen) genauso
aufrecht wie Regelungen wie z. B. die Bedarfsgemeinschaft für den Empfang
von Sozialleistungen oder Ehegattensplitting. Und besonders in einer Krise
gilt es für die Kapitalist:innen, Arbeitskraft so billig wie möglich, bestenfalls
kostenlos  zu  mobilisieren.  Sexistische  Erzählungen  kommen  darum  in
Krisenzeiten oft mehr auf und rechtfertigen die unbezahlte Hausarbeit und
das Abschieben von Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse. In Deutschland
arbeitet momentan fast die Hälfte aller Frauen in Teilzeit (bei Männern sind
es 12,7 %). In den fünf schlechtest bezahlenden Branchen arbeiten auch
ü b e r d u r c h s c h n i t t l i c h  v i e l e  F r a u e n ,  b e i s p i e l s w e i s e  i m
Lebensmitteleinzelhandel mit über 80 %. Von ihnen wird erwartet, dass sie
den Haushalt schmeißen, während sie gleichzeitig der Lohnarbeit nachgehen
müssen, um sich über Wasser zu halten. Die Familie als ökonomische Instanz
wird  so  immer  unattraktiver.  Das  möchten  die  Rechten  gerne  ändern.
Allerdings nicht, indem sie Hausarbeit vergesellschaften und damit Frauen
von  dieser  Doppelbelastung  befreien.  Außerdem  sollen  alle  staatlichen
Unterstützungen  bitte  nur  für  „klassische“  Familienmodelle  (á  la  eine
deutsche  Mutter,  ein  deutscher  Vater  und  deren  leibliche  Kinder)  zur
Verfügung stehen. Doch dieses Beharren auf sexistischen Erzählungen und
der bürgerlichen Kleinfamilie, in der die Frau abhängig vom Mann ist, ist
gefährlich.  Zum  einen  sind  da  die  Mehrbelastung,  die  ökonomische
Abhängigkeit, die mit der Krise noch steigt, und fehlende Selbstbestimmung
über den eigenen Körper sowie die sexuelle Gewalt. Aber da hört es nicht
auf. Frauen werden täglich ermordet, einfach weil sie Frauen sind. Parallel
zum Anwachsen sexistischer Ideologien ist auch die Zahl an Femiziden in den
letzten Jahren immer noch erschreckend hoch. Mehr als 135 Frauen sind es
weltweit  täglich,  die  Dunkelziffer  dürfte  weit  höher  liegen,  zumal  diese
Statistik nur von Morden in der Familie oder Partner:innenschaften ausgeht.
In Deutschland wird etwa jeden dritten Tag ein Mädchen oder eine Frau in
einem  Femizid  ermordet.  2022  wurden  so  viele  Frauen  in  einem  Jahr
ermordet wie noch nie. Österreich ist eines der wenigen Länder, in denen es



regelmäßig sogar mehr ermordete Frauen als Männer gibt. Mehr als 70 %
dieser Morde werden von (Ex-)Partnern begangen. Und auch in Ländern, in
denen die allgemeine Mordrate sinkt, bleibt die Zahl der Femizide laut den
(sehr unzureichenden) Studien relativ konstant. Neben den schon genannten
Gründen, die aus Krise und Rechtsruck erwachsen, kommt hier noch dazu,
dass die Krise auch die gesellschaftliche Position der Männer angreift. Viele
können ihre zugeteilte Rolle als Ernährer und Familienoberhaupt nicht mehr
spielen. Die ökonomische Abhängigkeit wächst und für Frauen und queere
Menschen  wird  es  sehr  schwierig,  den  unter  diesem  Druck  oft
missbräuchlichen Familien- oder Beziehungsverhältnissen zu entfliehen.

Perspektive
So  weit,  so  deprimierend.  Doch  all  diese  Umstände  sind  mehr  als  nur
traurige Fakten. Uns als Revolutionär:innen zeigen sie Zusammenhänge auf,
die wir zu ihrer Bekämpfung unbedingt verstehen müssen. Sie zeigen uns,
dass wir wahrhaftig am Anfang einer „Zeitenwende“ stehen, wie Scholz es
einmal ausdrückte. Und dass es an uns ist, dafür zu sorgen, dass sich die Zeit
im Sinne  der  Arbeiter:innen,  der  Frauen,  queeren  Menschen,  rassistisch
Unterdrückten und all jenen wendet, die keinerlei Interesse am Fortbestehen
des Kapitalismus und seiner Krisen haben.  Gerade in solch umfassenden
Krisen besteht im Rahmen des Möglichen unsere Pflicht und Aufgabe darin,
dem  voranschreitenden  Rechtsruck  und  den  drängenden  Fragen  und
Problemen unserer  Zeit  eine fortschrittliche,  linke Antwort  auf  die  Krise
entgegenzustellen.  Das  bedeutet,  Bewegungen  gegen  die  Abwälzung  der
Krisenkosten auf  die  Arbeiter:innen aufzubauen und sowohl  Forderungen
gegen  die  Unterdrückung  von  Frauen  und  queeren  Menschen  (z.  B.
Vergesellschaftung der Hausarbeit) als auch gegen Rassismus (z. B. offene
Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle) aufzuwerfen und miteinander
zu  verknüpfen.  Das  bedeutet,  dass  wir  demokratisch  legitimierte
Selbstschutzorgane  aus  der  Arbeiter:innenbewegung  brauchen,  die  sich
gegen  Sexismus  und  Rassismus  sowie  rechten  Angriffen  entgegenstellen
können.  Das bedeutet,  dass Frauen und queere Menschen eine führende
Rolle  im  Kampf  um  ihre  eigene  Befreiung  einnehmen  und  gleichzeitig
verstehen müssen, dass unsere vollständige Befreiung im Widerspruch zu



den  Interessen  des  Kapitalismus  steht,  alle  unsere  Kämpfe  sich  deshalb
gegen diese Wurzel unserer Unterdrückung richten müssen. Und vor allem
bedeutet  das  auch,  den  Imperialismus  und  seine  Krisen  als  globales
Phänomen zu betrachten, auf das es nur internationale Antworten geben
kann. In jeder Bewegung gegen Krise, Krieg und Blockbildung müssen wir
dabei  für  einen internationalistischen und antiimperialistischen Charakter
eintreten. Jeden Konflikt, der einen fortschrittlichen Charakter trägt, etwa
die  Verteidigung  Rojavas,  die  Befreiung  Palästinas  oder  den  Sturz  des
iranischen Regimes gilt es, in einen revolutionären Kampf gegen die „eigene“
Bourgeoisie  und  den  Imperialismus  zu  verwandeln,  in  dem  Frauen  und
LGBTQ+-Personen  ihre  Entrechtung  beenden  und  Perspektiven  für  ein
befreites Leben aufwerfen können. Im selben Atemzug gilt es, die Organe
und  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  unter  Druck  zu  setzen  und
gegen die Krise zu mobilisieren: Vor allem die Gewerkschaften müssen sich
gegen eine Abwälzung der Krisenkosten auf die Arbeiter:innen stellen und
fordern,  dass  stattdessen die  Reichen zur  Kasse  gebeten werden.  Es  ist
unsere Aufgabe als Revolutionär:innen, diese Forderungen und Perspektiven
in die aktuellen sozialen Kämpfe zu tragen und gemeinsam für eine Welt
ohne kapitalistische Krisen und Ausbeutung zu kämpfen.

Den Rechtsruck aufhalten – aber
wie?
Von Emilia Sommer, Revolution, FIGHT! März 2024

Die Umfragewerte der AfD sind so hoch wie nie. Sie stellt zum ersten Mal
Bürgermeister:innen  und  plant  auf  Geheimtreffen  massenhafte
Abschiebungen.  Gleichzeitig  verabschiedete  die  Regierung  ein
Rückführungsgesetz, welchen ebendies erleichtert, und der  deutsche Staat
geht mit extremer Gewalt gegen palästinasolidarische Menschen vor, führt
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Razzien durch und kriminalisiert Aktivist:innen. Auch wenn sie sich aktuell
medienwirksam auf den Anti-AfD-Protesten zeigt, ist klar, dass die Ampel-
Regierung mit ihrer Umsetzung rechter Forderungen den Rechtsruck aktiv
befeuert und den Aufstieg von AfD & Co mit ermöglicht.

Ein internationales Problem
Auch international ist der Rechtsruck nicht zu übersehen: Ob Fratelli d’Italia
in Italien, Geert Wilders in den Niederlanden, Milei in Argentinien oder die
rechtspopulistischen  „Schwedendemokraten“,  alle  zeigen,  dass  rechte
Regierungen  auf  dem  Vormarsch  sind  und  eine  kämpferische  linke
Perspektive noch immer auf sich warten lässt. Dabei schüren sie nicht nur
Rassismus, sondern bringen auch für Frauen und Queers einen Rollback mit
sich. So erließ  2020 das polnische oberste Gericht ein nahezu vollständiges
Verbot  von   Schwangerschaftsabbrüchen,  viele  US-amerikanische
Bundesstaaten zogen nach und auch, wenn es in Deutschland seit knapp zwei
Jahren nicht mehr strafbar ist,  warten wir vergeblich auf Streichung des
§ 218, der diese nach wie vor kriminalisiert und lediglich duldet trotz großer
Ankündigungen der Ampel. Doch die Liste geht noch weiter: In Italien stellte
die  Regierung  kürzl ich  die  Geburtsurkunden  von  Kindern  in
Regenbogenfamilien in Frage – also gleichgeschlechtlicher Eltern. Das Ziel:
Nur der „leibliche“ Elternteil soll anerkannt bleiben. Dem oder der Partner:in
wird demnach der Elternstatus entzogen. Das ungarische Parlament geht
sogar  so  weit,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  dazu  ermuntert,
gleichgeschlechtliche  Eltern  wegen  Verletzung  der  „verfassungsrechtlich
anerkannten  Rol le  von  Ehe  und  Famil ie“  bei  den  ört l ichen
Strafverfolgungsbehörden  zu  melden.  Neben  der  Anzeige  von
Regenbogenfamilien  erlaubt  das  Gesetz  auch  die  anonyme  Anzeige  von
„jedem/r, der/die die wahre Bedeutung von Familien, die in der ungarischen
Verfassung definiert  ist,  leugnet oder ändert“.   All  das führt  uns zu der
Frage: Was tun? So weitergehen kann es schließlich nicht. Doch bevor wir
dazu kommen, müssen wir zuerst kurz anschauen, woher der Rechtsruck
kommt und warum aktuell so viele rechts wählen.



Krise und Rechtsruck: die Ursache kennen
Dazu müssen wir zunächst einen Blick in die Vergangenheit werfen: Seit der
Weltwirtschaftskrise  2007/08  hat  sich  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Kapitalisten:innen und ihren Staaten verschärft. Es kam zu einer
massiven Konzentration von Kapital. Gerade die größeren Monopole konnten
davon profitieren, während kleinere Unternehmen nicht mithalten konnten.
Kleinere Unternehmer:innen, auch gerne als Mittelstand bezeichnet, haben
Angst, ihre Stellung zu verlieren und pleitezugehen. Getrieben von der Angst
vor sozialem Abstieg fangen sie an, laut herumzubrüllen: Protektionismus,
Nationalchauvinismus,  Standortborniertheit,  das sind ihre Argumente,  um
sich  zu  schützen.  Kurz  gesagt:  Sie  wollen  das  Rad  der  Geschichte
zurückdrehen, um nicht ihren Reichtum zu verlieren. Sie wollen den globalen
Kapitalismus also auf reaktionäre Art bekämpfen. Mit der Fokussierung auf
Nationalstaat  und  Protektionismus  geht  auch  einher,  dass  das  Ideal  der
„bürgerlichen Familie“ gestärkt werden muss. Denn im Kapitalismus ist die
Arbeiter:innenfamilie der Ort, wo unbezahlte Reproduktionsarbeit stattfindet.
Ob  nun  Kindererziehung,  Altenpflege,  Waschen  oder  Kochen  –  all  das
reproduziert  die  Arbeitskraft  der  einzelnen  Arbeiter:innen  und  sorgt
gleichzeitig dafür, dass dem Kapital die Arbeitskraft nicht ausgeht. Oftmals
wird diese unbezahlte Hausarbeit von Frauen verrichtet. Diese Arbeitsteilung
wird dadurch gefestigt, dass sie weniger Lohn als Männer erhalten und sie
somit nach einer Schwangerschaft eher zu Hause bleiben. So verdienen sie
beispielsweise im Schnitt immer noch weniger als Männer trotz öffentlichem
Diskurses  über  den  Gender  Pay  Gap,  machen  deutlich  mehr  der
Beschäftigten in sozialen Berufen aus und arbeiten immer noch doppelt so
lang im Haushalt wie Männer. Im Kontrast dazu stehen erkämpfte Rechte
von Frauen und LGBTIAs.  Ob nun Legalisierung von Homosexualität,  die
Gleichstellungsgesetze,  das  Selbstbestimmungsrecht  über  den  eigenen
Körper – all das lehnen die Rechten mit aller Macht ab. Das traditionelle Bild
der Frau als Mutter, emotionale Versorgerin und Pflegende trägt also aktiv
zur  Profitmaximierung  bei,  Sexismus  hat  eine  materielle  Grundlage  und
queere  Partner:innenschaften,  Identitäten  und  Familien  stellen  dieses
klassische  Bild  infrage.



Warum  wählen  aktuell  so  viele  Menschen
rechts?
Natürlich gibt es dafür mehrere Gründe. An dieser Stelle wollen wir uns
jedoch auf  einen konzentrieren –  die Finanzkrise 2007/2008.  Im Rahmen
dieser nahm nicht nur die Konkurrenz zwischen einzelnen Kapitalfraktionen
zu. Es kam auch zu einer wachsenden Verelendung der Arbeiter:innenklasse.
Damals  wurden die  Kosten der  Krise  auf  diese  abgewälzt:  Viele  wurden
entlassen,  vielerorts  sind  Löhne  nicht  gestiegen,  während  zugleich  die
Lebenshaltungskosten in die Höhe kletterten. Dagegen passiert ist nicht viel.
Massenproteste wurden im Namen der Sozialpartnerschaft klein gehalten
oder konnten nicht gewonnen werden wie in Griechenland. Das hat viele
enttäuscht und so wendeten sie sich beispielsweise der AfD zu, die sich als
Alternative  zu  den  etablierten  Parteien  mittels  Ablehnung  der  EU  und
rassistischer Hetze darstellen konnte. Doch statt dem was entgegenzusetzen,
gab es eine Verschiebung nach rechts. Viele Parteien haben sich vor den
Karren  spannen  lassen.  Während  Rechtspopulist:innen  hetzten,
verabschiedeten sie Gesetze und stimmten in den Chor mit ein. Vorbei ist die
Willkommenskultur, jetzt haben wir einen Olaf Scholz der sagt „Wir müssen
endlich konsequent abschieben”. Das ist kein Zufall: Getrieben von der Angst
vor Wähler:innenverlusten bildet Rassismus gleichzeitig ein gutes Mittel, um
von  Einsparungen  und  fehlenden  Lohnerhöhungen  abzulenken.
Migrant:innen werden zum Problem gemacht, nicht nicht die Unterordnung
aller politischen Ziele unter die Interessen des Kapitals. Die Krise im Zuge
der Pandemie befeuerte diese Entwicklung erneut. Doch so abgefuckt diese
Entwicklung ist: Es liegt in unseren Händen, etwas dagegen zu tun. Aber was
braucht es, um den Rechtsruck aufzuhalten?

Gemeinsam gegen den Rechtsruck!
Um den Vormarsch der Rechten zu stoppen, müssen wir eine Bewegung
aufbauen. Dabei braucht es nicht nur einzelne Mobilisierungen, bei denen
sich Regierungsvertreter:innen, die letzten Endes den Aufstieg der AfD mit
zu verantworten haben, ggenseitig auf die Schultern klopfen können ganz
nach dem Motto: „Jetzt waren wir auch im Widerstand!”, während sie einen



Atemzug später Gesetze verabschieden, die mehr von uns abschieben. Wir
brauchen mehr:

Raus  aus  der  Defensive:  Gegen   Sparpolitik  und  soziale1.
Unterdrückung!

Statt  sich  einfach  nur  an  den  Rechten  abzuarbeiten  und  auf  diese  zu
reagieren, müssen wir konkrete Verbesserungen erkämpfen. Das heißt, wir
sind  nicht  nur  gegen  Abschiebungen,  sondern  für  offene  Grenzen  und
Staatsbürger:innenrechte für alle. Wir fordern nicht nur Abrüstung, sondern
lehnen jede Finanzierung des staatlichen Gewaltmonopols, also der Polizei
und Bundeswehr,  getreu dem Motto,  „Keinen Cent  für  Militarismus und
Repression“  ab.  Auch  treten  wir  nicht  nur  gegen  die  zahlreichen
Sparmaßnahmen, sondern für den Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, die
Enteignung der Wohnungsspekulation, der großen Banken und Konzerne ein,
für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und  Bildungssystems  durch
Besteuerung von Profit  und Vermögen der Reichen – unter Kontrolle der
Arbeiter:innen, Mieter:innen, Lehrenden und Lernenden. Dabei ist es zentral,
daran  anzusetzen,  was  den  Rechtsruck  befeuert:  Sparpolitik  und
Sozialpartnerschaft.  Allerdings darf man auch nicht der Illusion verfallen,
dass es nur ausreicht, die „sozialen Fragen“ zu betonen. Diese Forderungen
müssen  konsequent  mit  Antirassismus  und  -sexismus  verbunden  werden,
denn  nur  in  praktischen  Kämpfen  kann  man  den  sich  etablierenden
Rassismus zu beseitigen anfangen. Widmet man sich in der jetzigen Situation
nur den sozialen Fragen, vergisst man, dass soziale Unterdrückung spaltet,
und kann sie schlechter bekämpfen:

Investitionen in Bildung, Gesundheit und Soziales, finanziert durch
die Gewinne der Reichen, die aktuell noch einmal so richtig Gewinn
aus der Krise ziehen!
Massive  Lohnerhöhung  und  automatischer  Inflationsausgleich  in
Form einer gleitende Lohnskala!



Druck ausüben und klaren Klassenstandpunkt beziehen2.

Breite Proteste, wie wir sie mit #wirsinddiebrandmauer sehen, scheinen auf
den ersten Blick wünschenswert. Doch die große Einheit, die die scheinbar
größte Stärke des Protestes ist, macht gleichzeitig ihre größte Schwäche aus.
Doch uns helfen weder Versammlung aller linken Kleinstgruppen, die die
besten Forderungen aufwerfen, aber keine reale Verankerung auf die Straße
bringen, noch riesige Proteste, die nur abstrakte, verwaschene Parolen wie
„Menschenwürde” und „Toleranz” vor sich her tragen.

Deswegen treten wir für ein Bündnis vor allem aus den Organisationen der
Arbeiter:innenklasse,  also  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie  und  linken
Reformist:innen, ein. Diese in Bewegung zu setzen, ist zentral, da sie einen
Großteil der organisierten Arbeiter:innen hinter sich herführen. Das ist ein
entscheidender Punkt, wenn es darum geht, Verbesserungen zu erkämpfen.
Dies wird nicht nur mittels Demonstrationen passieren, sondern man muss
beispielsweise mittels Streiks Druck ausüben. Das heißt nicht, dass Kräfte
wie die Grünen nicht mitlaufen können – nur sollte man für deren Beteiligung
keine  Kompromisse  eingehen.  Denn  Rassismus  und  Sexismus  sind  nicht
einfach nur beschissen. Sie schwächen auch das objektive Interesse aller
Arbeiter:innen.  Anstatt  zusammen  für  eine  bessere  Lebensgrundlage
einzutreten, bekämpft man sich gegenseitig („Teile und herrsche!“). Doch
diese in Bewegung zu setzen, ist gar nicht so einfach. Deswegen muss man
versuchen, in bestehenden Proteste zu intervenieren, und klar aufzeigen: Ihr
wollt  den Rechtsruck aufhalten? Dann lasst  uns Verbesserungen für  alle
erkämpfen und mobilisiert richtig dafür! Wir brauchen nicht nur Floskeln,
sondern konkrete Aktionen!

Um das zu ermöglichen, setzen wir uns im Rahmen solcher Bündnisse – auch
Einheitsfronent genannt – für volle Kritik- und Propagandafreiheit ein. Denn
es muss möglich sein, gemeinsam Proteste zu organisieren und gleichzeitig
Unterschiede  sowie  Differenzen  zu  äußern,  damit  auch  innerhalb  der
gesamten  Bewegung  politische  Vorschläge  diskutiert  werden.

Rein in den Alltag: Für eine Basisbewegung an Schulen, Unis3.



und in Betrieben!

Große  Demonstrationen  und  Kundgebungen  sind  gut,  aber  reichen  bei
weitem nicht aus. Sie mögen vielleicht jenen, die schon überzeugt sind, Kraft
geben.  Aber  das  Ziel  bleibt  jedoch,  mehr  Menschen  zu  erreichen  und
überzeugen.  Stattfinden  kann  das,  indem  man  Kämpfe  um  reale
Verbesserungen für alle organisieren hilft und diese an jene Orte trägt, wo
wir  uns  tagtäglich  aufhalten  müssen:  Schulen,  Unis  und  Betriebe.
Demonstrationen oder Kundgebungen können als Aufhängerinnen genutzt
werden, um Vollversammlungen vor Ort zu organisieren, Aktionskomittees zu
bilden,  die die Forderungen der Bewegung erklären und gleichzeitig mit
Problemen vor Ort verbinden. Deswegen ist es zentral, dass Organisationen,
die den Protest unterstützen, nicht nur einen Aufruf unterzeichnen, Geld
spenden  und  eine  Pressemitteilung  herausgeben,  sondern  auch  ihre
Mitgliedschaft dazu aufrufen, aktiv an Schulen, Unis und in Betrieben zu
mobilisieren.

International is’ Muss!4.

Der Rechtsruck ist nicht nur ein deutsches, sondern internationales Problem.
Hinzu  kommt,  dass  mit  Deals  zwischen  unterschiedlichen  Ländern  oder
gemeinsamen „Initiativen“  wie  Frontex  vor  allem imperialistische Länder
versuchen, sich die Probleme der Geflüchteten vom Leib zu halten. Wenn wir
uns dem Rechtsruck entgegenstellen, Festungen wie die Europas erfolgreich
einreißen  wollen,  bedarf  es  mehr  als  einer  Bewegung  in  einem  Land.
Deswegen müssen wir  das  Ziel  verfolgen,  gemeinsame Forderungen und
Aktionen  über  die  nationalen  Grenzen  hinaus  aufzustellen.  Das  kann
anfangen,  indem  man  gemeinsame  Aktionstage  plant  und  schließlich
gemeinsame  Strategie-  und  Aktionskonferenzen  organisiert,  in  denen
Aktivist:innen  gemeinsam  über  die  Perspektive  der  Bewegung  entscheiden.

Bewegung alleine reicht nicht!
Doch die Aufgabenliste endet für uns damit nicht: Bewegung alleine reicht



nicht  aus.  Sie  kann  es   nicht  schaffen,  die  Wurzeln  von  sozialer
Unterdrückung  wie  Rassismus,  Sexismus  oder  LGBTIA+-Diskriminierung
auszureißen,  da  diese  mit  dem  kapitalistischen  System  verwoben  sind.
Deswegen  besteht  die  Aufgabe  für  Revolutionär:innen  innerhalb  dieser
Bewegung darin, einen klaren antikapitalistischen, internationalistischen Pol
zu  bilden  und  eine  deutliche  Perspektive  aufzuzeigen.  Wir  treten  für
Verbesserungen im Hier und Jetzt ein, müssen aber gleichzeitig den Weg
aufzeigen, wie wir zu einer sozialistischen Gesellschaft kommen. Deswegen
werfen wir auf, dass bei Finanzierungsfragen dies durch Besteuerung der
Reichen  oder  Enteignung  passieren  muss  sowie  die  Kontrolle  über
Verbesserungen und, wie diese umgesetzt werden, bei Arbeiter:innen und
Unterdrückten  liegen  sollte.  Um dies  zu  realisieren,  braucht  es  unserer
Meinung nach eine  internationale  Organisation  mit  einem revolutionären
Programm, das deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft,
Geschlecht, Alter oder Sexualität geben darf, und das aus den Fehlern der
Vergangenheit gelernt hat. Nur so können wir unserer Unterdrückung auch
in der Arbeiter:innenbewegung selbst entgegentreten und gleichzeitig dem
Rechtsruck die Stirn bieten.

Wir fordern deshalb:

Aufbau einer antifaschistischen und internationalen Einheitsfront aus
allen linken Organisationen und solchen der Arbeiter:innenklasse!
Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!
Kampf  dem  Rechtsruck  heißt  Kampf  dem  Kapital:  Für  ein
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innenklasse!



Schlaglicht:
Männliche Toxizität

Obwohl eine geschlechtliche Rollenverteilung im Sinne des Mannes als
finanziellem Versorger der Familie und der Frau als

Reproduktionsarbeiterin eine so zentrale Rolle im Kapitalismus einnimmt,
führen die Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse gleichzeitig zu

einer Krise der bürgerlichen Familie. Frauen werden seit Jahrzehnten mehr
und mehr in die Produktion mit einbezogen, stehen oft in

Vollbeschäftigungsverhältnissen und der „Girlboss-Feminism“ fordert mehr
und mehr ihren Zugang zu Führungspositionen in Unternehmen. Obwohl es
hier nach wie vor strukturelle Ungerechtigkeiten gibt, sind Frauen heute oft
gut qualifizierte und gefragte Arbeitskräfte, die sich besser selbst versorgen

können als beispielsweise noch in den 1950er Jahren. Für viele Männer
stellt sich also heute immer drängender die Frage, welche gesellschaftliche

Rolle sie besetzen sollen, wenn ihr traditionell anerzogenes Bild des
alleinigen Versorgers immer obsoleter wird. Zu diesem Gefühl des

Bedeutungs- oder Sinnverlustes kommt bei vielen die Wahrnehmung von
Frauen als realistische Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt und lässt sie in

die Arme toxisch-männlicher Propaganda laufen. Anstatt sich für eine
gleichberechtigte und ausbeutungsfreie Zukunft für alle einzusetzen, finden
sie Gefallen an der Vorstellung, Frauen in ihre traditionelle, häusliche und

unsichtbare Rolle zurückzudrängen, in welcher sie finanziell von ihnen
abhängig sind und wo sich ihre Versorgerrolle wieder verwirklichen kann.

Wie befeuert der Nahostkonflikt
Rassismus  und  Antisemitismus
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in Deutschland?
Von Urs Hecker, REVOLUTION Zeitung, Januar 2024

Seit dem 7.Oktober geht eine immer stärkere Welle des anti-muslimischen
Rassismus  durch  Deutschland,  welcher  oft  mit  dem  Kampf  gegen  den
Antisemitismus  begründet  wird.  In  einem  neuen  Podcast  titelt  die
Tageszeitung „die Welt“ „free Palestine“ sei das „neue Heil Hitler.“ Die CDU
veröffentlicht einen Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm, in dem sie
erklärt: „nur wer sich zur Leitkultur bekennt kann sich integrieren und ein
deutscher Staatsbürger werden“ Zu dieser „Leitkultur“ soll laut CDU auch
die Anerkennung des „Existenzrechts Israels“ zählen. Aber auch die „linken“
bürgerlichen Parteien beteiligen sich an der rassistischen Rhetorik. Neben
der rassistischen Politik und Rhetorik der bürgerlichen Parteien und Medien,
steigt aber auch die Zahl antisemitischer Aktionen. Es wurden zum Beispiel
die Häuser von Jüd:innen in Berlin mit Davidsternen beschmiert.

Um Antisemitismus und Rassismus und ihre Funktion in der kapitalistischen
Gesellschaft  zu  verstehen,  müssen  wir  uns  mit  der  Geschichte  beider
auseinandersetzen. Der „moderne“ Antisemitismus entwickelte sich aus dem
Antijudaismus  des  Mittelalters.  In  der  ständischen  Gesellschaft  des
Mittelalters  mit  ihren  starren  ökonomischen  Strukturen  übernahmen
Jüd:innen eine ökonomische Sonderrolle und waren vor allem als Kaufleute
oder  im  Geldverleih  tätig.  In  der  neu  entstehenden  dynamischen
kapitalistischen Gesellschaft verloren Jüd:innen ihre Sonderrolle und wurden
immer mehr in prekäre Lebensbedingungen gedrängt. Sie wurden von den
neuen Herrschenden von nun an als Sündenböcke verfolgt bzw. benutzt, um
die  Wut  des  von  Abstiegsängsten  geplagten  Kleinbürger:innentums  zu
befriedigen und dem wachsenden und sich bewusst werdenden Proletariat
seine  revolutionäre  Richtung  zu  nehmen.  Der  Kapitalismus  wurde  als
eigentlich funktionierendes System dargestellt und die „fremden Jüd:innen“
seien Schuld an Verelendung, Korruption, Krise und Revolution. Besonders
das zaristische Russland,  in  dem ein Großteil  der jüdischen Bevölkerung
lebte,  verbreitete  aufgrund  der  revolutionären  Lage  im  Land  besonders
aggressiv Antisemitismus. So erfand seine Geheimpolizei die „Protokolle der
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Weisen  von  Zion“,  wonach  eine  jüdische  Weltverschwörung  hinter  den
Revolutionen der Welt stecke. Und so popularisierte die weiße Reaktion die
„ jüd i sch  –  bo l schewis t i s che  We l t verschwörung . “  D iese
Verschwörungsmythen fanden großen Anklang bei  Reaktionären  weltweit
und  wurden  so  in  Deutschland  mit  dem  generell  grassierenden
Antisemitismus  verbunden  zum  Vernichtungsantisemitismus  der  Nazis,
welcher  in  der  Shoa  seinen  barbarischen  Höhepunkt  fand.

Rassismus  wie  wir  ihn  heute  kennen  entstand  dagegen  zuerst  in  den
imperialistischen  Ländern  und  ihren  Kolonien,  zusammen  mit  dem
bürgerlichen  Nationalismus.  Er  wurde  zum einem genutzt,  um Sklaverei
sowie  d ie  Überausbeutung  und  Genoz id  an  den  ind igenen
Bevölkerungsgruppen zu rechtfertigen und zu begründen. Zum anderen war
sein  Zweck  zusammen  mit  dem  Nationalismus  eine  Identifikation  der
Arbeiter:innen mit  ihren nationalen Bourgeoisien in den imperialistischen
Ländern und ihren Siedlungskolonien zu schaffen. Dies gelang zuerst in den
Siedlungskolonien,  allen  voran  in  den  heutigen  USA,  da  hier  die
einwandernden  Arbeiter:innen  von  Landnahme,  Genozid  und  Sklaverei
profitierten und ihre Dasein als Lohnabhängige oft nur zeitlich beschränkt
war.  Nach  einigen  Jahren  des  Lohnarbeitens  winkte  das  eigene  durch
Landraub  in  Besitz  genommene  Stück  Land  im  Westen.  Dieses
kleinbürgerliche Bewusstsein breitet sich mit Beginn der imperialistischen
Epoche  in  privilegierten  Teilen  der  Arbeiter:innenklasse  erst  in
Großbritannien und später in allen anderen imperialistischen Ländern, so
auch  Deutschland,  aus.  Die  materielle  Basis  hierfür  war,  dass  sich  die
imperialistischen  Bourgeoisien  durch  die  Stärke  der  Arbeiter:innenklasse
gezwungen sahen, ihr Zugeständnisse zu machen, wovon die besonders gut
organisierten  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  stark  profitierten.  Diese
Zugeständnisse  waren  und  sind  aber  erst  durch  die  besonders  starke
Ausbeutung  anderer  Teile  der  Arbeiter:innenklasse  (meistens  in  den
Halbkolonien und/oder aus diesen migrierte Arbeiter:innen) möglich. So ist
zum Beispiel der „Sozialstaat“ durch Steuern auf die Superprofite finanziert,
welche  imperialistische  Unternehmen in  den  Halbkolonien  erzielen.  Dies
führte  dazu,  dass  das  falsche  Bewusstsein  des  Nationalismus  und  der
„gemeinsamen  nationalen  Interessen“  der  Arbeiter:innen  und  „ihrer“



nationalen  Bourgeoisie  entstand.  Dieser  privilegierte  Teil  der
Arbeiter:innenklasse  in  den  imperialistischen  Ländern,  die  sogenannte
Arbeiter:innenaristrokratie,  war  und  ist  dominierend  in  den  großen
Arbeiter:innenparteien  und  Gewerkschaften,  womit  sich  ihr  falsches
Bewusstsein auf den Großteil der Klasse ausbreiten konnte. In Deutschland
richtete  sich  der  Rassismus  zuerst  vor  allem  gegen  die  national
unterdrückten slawischen Arbeiter:innen Ost- und Mitteleuropas, da diese
vom  deutschen  Imperialismus  national  unterdrückt  wurden  und  einen
Großteil der frühen Arbeitsmigrant:innen darstellten. Dieser anti-slawische
Rassismus spielte zusammen mit dem Antisemitismus eine zentrale Rolle in
der  Nazi-Ideologie  und  war  entscheidende  Rechtfertigung  für  den
Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion. Als in den 50er und 60er Jahren
immer mehr Arbeitsmigrant:innen aus südeuropäischen und westasiatischen
Ländern  in  die  BRD  einwanderten,  entwickelte  sich  auch  ein  starker
Rassismus gegen diese, wobei sich hier vor allem auch der anti-muslimische
Rassismus  herausbildete,  welcher  durch  den  sogenannten  „Krieg  gegen
Terror“ massiv befeuert wurde. Die sogenannten „Gastarbeiter“ besaßen so
gut wie keine Rechte und wurden lange von den großen Gewerkschaften
ausgeschlossen. Seitdem wurde der anti-muslimische Rassismus nur stärker
in  Deutschland,  obwohl  einige  Rechte  erkämpft  werden  konnten.  Anti-
muslimischer Rassismus genießt weiterhin eine hohe Popularität innerhalb
des  (Klein)Bürger:innentums  und  unter  reaktionären  Teilen  der
Arbeiter:innen.

Heute  wird  oft  von  „importierten  Antisemitismus“  gesprochen,  um
Migrant:innen den Antisemitismus in Deutschland in die Schuhe zu schieben.
Das  ist  großer  Unfug  und  extrem  gefährlich.  Der  Großteil  aller
antisemitischen Straftaten in Deutschland wird von Rechten begangen und
zuletzt in der Corona-Pandemie gingen noch zehntausende Deutsche unter
antisemitischen Parolen auf  die  Straße.  Solidarität  mit  Palästina ist  kein
Antisemitismus,  wie  wir  auch  schon  in  anderen  Artikeln  erklärt  und
begründeten.  Dennoch  stimmt  es,  dass  auch  einige  offen  antisemitische
Rechte sich vordergründig palästinasolidarisch geben. Sie Kritik am Staat
Israel, um antisemitische Hetze zu verbreiten, indem sie Jüd:innen und den
Staat Israel  gleichsetzen. Oft  wird Israel  in der Tradition antisemitischer



Verschwörungstheorien  als  Zentrum  der  jüdisch  (-bolschewistischen)
Weltverschwörung gesehen. Ihnen geht es also gar nicht um die Freiheit der
Palästinenser:innen, sondern nur darum, Antisemitismus zu verbreiten.
Es  soll  hier  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  einige
palästinasolidarische  Menschen  antisemitischen  Denkmustern  anhängen,
indem sie z.B Israel mit Jüd:innen gleichsetzen (wie es ja selbst der deutsche
Staat tut) und/oder behaupten, die westlichen Imperialist:innen seien vom
Zionismus gesteuert und damit die realen Verhältnisse auf den Kopf stellen.
Diese Positionen resultieren aber, im Gegensatz zu den deutschen Rechten,
aus berechtigter Wut gegenüber der israelischen Besatzungspolitik, im Zuge
derer aber falsche Schlüsse gezogen und rechten und bürgerlichen Mythen
geglaubt  wurde.  Wir  wollen  diese  Einstellung  hier  aber  natürlich  nicht
verharmlosen, sie ist falsch und stellt eine reale Gefahr für Jüd:innen dar. Sie
ist  aber  nicht  Teil  der  Palästinasolidarität  als  solcher  und es  ist  unsere
Aufgabe  als  Revolutionär:innen  diesen  Einstellungen  in  der  Bewegung
entgegenzutreten.

Trotz dessen nimmt der anti-muslimische Rassismus weiter zu! Wir erleben
eine  schärfere  Einschränkung  migrantischer  Rechte,  eine  immer
rassistischere  Hetze  der  bürgerlichen  Medien  und  den  bundesweiten
Aufstieg der AfD, wobei sich auch die klassischen bürgerlichen Parteien nach
rechts  bewegen  und  immer  rassistischer  vorgehen.  Die  außenpolitische
Unterstützung  für  Israel  wird  im  Inneren  genutzt,  um  Migrant:innen
pauschal  Antisemitismus  vorzuwerfen  und  somit  ihre  Entrechtung  zu
begründen.  In  Sachsen-Anhalt  wurde  vor  kurzem  das  Bekenntnis  zum
Existenzrecht  Israels  Teil  der  Voraussetzungen  zur  Einbürgerung  von
Migrant:innen,  Faeser  spricht  davon,  „kriminelle“  Migrant:innen
abzuschieben und die CDU fordert, dass bundesweit ein Bekenntnis zu Israel
Voraussetzung für eine Einbürgerung wird, bzw. dass Migrant:innen sogar
ihre  Staatsbürger:innenschaft  entzogen  werden  soll,  wenn  sie  sich
palästinasolidarisch  äußern.
Natürlich wird der Rassismus in Bezug auf Palästinasolidarität auch genutzt,
um  die  „Heimatfront“  ruhig  zu  halten,  Deutschland  unterstützt  Israels
Genozid aus seinen imperialistischen Interessen heraus und will den Dissens
so  marginal  wie  möglich  halten.  Hier  wird  der  Rassismus  genutzt,  um



Palästinasolidarität  als  etwas  Fremdes,  nicht-Deutsches  darzustellen  und
unseren Protest zu isolieren und die deutsche Mehrheitsgesellschaft dagegen
aufzubringen.  Auch  migrantische  Gruppen,  die  palästinensisch  oder
palästinasolidarisch  sind,  erfahren  besonders  harte  Repression,  wie
Samidoun  oder  Zora.
Der Rassismus und die Entrechtung dienen dem deutschen Kapital. Denn so
können sie migrantische Arbeiter:innen noch stärker ausbeuten, sie politisch
kaltstellen und die Arbeiter:innenklasse als Ganzes weiter spalten, Solidarität
unterbinden und die  Kampffähigkeit  massiv  schwächen.  In  der  aktuellen
Krise ist das für das deutsche Kapital besonders nötig, weswegen sich diese
Politik auch weiter verschärfen wird.

Wir müssen also konsequent gegen Rassismus
und Antisemitismus kämpfen!
Dazu müssen wir uns gegen den bürgerlichen Staat, seine Staatsräson und
gegen  den  generellen  Rechtsruck  der  bürgerlichen  Gesellschaft  stellen!
Beide  Formen  der  Diskriminierung  haben  ihre  materielle  Basis  im
kapitalistischen System und können nur mit diesem überwunden werden. Wir
müssen auch gegen das falsche rassistische und antisemitische Bewusstsein
innerhalb  der  Arbeiter:innenklasse  kämpfen!  Dazu  müssen  wir  hier  in
Deutschland den palästinensischen Befreiungskampf, antirassistische – und
antifaschistische Kämpfe vorantreiben und unterstützen! Wir müssen diese in
unsere  Schulen,  Unis  und  Betriebe  tragen  und  den  Schulterschluss  mit
Arbeitskämpfen, wie denen am Hamburger Hafen, suchen. Wir müssen eine
revolutionäres Programm der Jugend und der Arbeiter:innen vertreten, denn
nur im Kampf mit dem System können Rassismus und Antisemitismus besiegt
werden!



Jugend  gegen  Abschiebungen!
Für  einen  bundesweiten
Schulstreik!

AfD raus aus unseren Schulen kicken!
Seit  mehreren  Wochen  gehen  Millionen  von  Leuten  auf  die  Straße.  Sie
demonstrieren gegen die AfD, gegen die rassistischen Pläne der AfD. Warum
müssen auch wir als Jugendliche uns an diesen Protesten beteiligen? Die
Pläne, die die AfD hat, sind auch für uns besonders scheiße, denn den Ort,
wo wir täglich hingezwungen werden, will sie uns zur Hölle machen.

Insgesamt  wollen  sie  eine  Schule  erschaffen,  die  kein  Raum  für
Schüler:innen ist, sondern die das Ziel hat, Arbeitskraft zu produzieren, egal
wie sehr wir darunter leiden. Es liegt also im Interesse jedes:r Schüler:in,
gegen die AfD aufzustehen. Der extreme Leistungsdruck, unter dem schon
jetzt  viele  Schüler:innen zerbrechen,  soll  noch weiter  verschärft  werden.
Zudem wollen sie Aufklärung verhindern, indem sie den ohnehin schon cis-
heteronormativen  und  unzureichenden  Sexualkundeunterricht  weiter
beschneiden wollen. Nicht zuletzt sollen wir in der Schule noch weniger über
die deutschen Verbrechen zur Kolonialzeit  und im Faschismus aufgeklärt
werden. Und die AfD setzt  sich dafür ein,  dass unsere Freund:innen auf
andere  Schulen  müssen,  wenn  sie  kein  perfektes  Deutsch  können  oder
Föderbedarf  haben.  Doch  wir  wollen  nicht  von  unseren  Freund:innen
getrennt lernen. Wir wollen lieber eine Schule, die es schafft, sich um alle
Schüler:innen zu kümmern.

Viele  unserer  Mitschüler:innen  will  die  AfD  aber  nicht  nur  auf  andere
Schulen schicken, sondern am liebsten gleich ganz aus Deutschland raus.
Laut der AfD ist der Islam kein Teil unserer Gesellschaft und hat hier auch
keinen Platz. Dies hat sich mit dem Ausbruch des Gazakrieges zusätzlich
verschär f t .  Dabe i  werden  Mus l im : innen  a l s  angeb l i che
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Terrorunterstützer:innen  unter  den  Generalverdacht  des  Antisemitismus
gestellt. So stellte die Berliner AfD einen Antrag im Senat, dass Berlin keine
palästinensischen  Geflüchteten  aufnehmen  solle,  da  diese  den
Antisemitismus  in  Deutschland  stärken  würden.  Dass  Gewalt  und  Hetze
gegen  Jüdinnen  und  Juden  in  Wirklichkeit  vor  allem  ein  Problem  ihrer
eigenen Wähler:innen ist, kehrt sie damit genüsslich unter den Tisch. Wir
sehen  also,  wie  unter  heuchlerischen  Vorwänden  unsere  migrantischen
Freund:innen einfach abgeschoben werden sollen oder gar nicht erst nach
Deutschland kommen dürfen.  Gegen diese Ungerechtigkeiten müssen wir
aktiv werden!

Für  eine  selbstverwaltete
Antidiskriminierungsstelle  an  unseren
Schulen!
Wenn Abschiebungen,  Vorurteile  gegen  Muslim:innen  und  Gewalt  gegen
Queers zum Normalzustand werden, heißt das, dass die gesamte Gesellschaft
nach  rechts  rückt.  Davon  sind  leider  auch  unsere  Schulen  nicht
ausgenommen.  Entgegen  der  Ideologie,  dass  Schulen  angeblich  ein
„neutraler Raum“ innerhalb der Gesellschaft seien, ist alles, was hier passiert
politisch: Mitschüler:innen werden innerhalb einer Woche zu Hause abgeholt
und abgeschoben. Mädchen wird abgesprochen, dass sie gut in Physik oder
Informatik sein können. Die Schule missachtet unsere sexuelle Identität und
nutzt  unsere  Deadnames.  Das  Tragen  von  Kufiyas  wird  verboten.
Mitschüler:innen  droppen  Nazisprüche  oder  das  N-Wort.  Auf  unsere
Depressionen,  Angststörungen  oder  neurodivergenten  Bedürfnisse  wird
keine  Rücksicht  genommen.  Diese  ganzen  Diskriminierungserfahrungen
tragen dazu bei, dass wir nicht richtig lernen können oder sogar von der
Teilhabe  am  schulischen  Alltag  ausgeschlossen  werden.  Häufig  bleiben
unsere  Hilferufe  ungehört  und  es  gibt  neben  ein  paar  Pseudo-
Vertrauenslehrer:innen kaum jemanden,  an den wir  uns wenden können.
Wenn uns dieser traurige Normalzustand ankotzt, wird es also Zeit, dass wir
selber aktiv werden.

Wir  fordern  deshalb  die  Bildung  einer  Beschwerdestelle  gegen



Diskriminierung  an  jeder  Schule.  Diese  muss  unabhängig  von  der
Schulleitung sein und gemeinsam von wähl- und abwählbaren Schüler:innen
und Lehrkräften kontrolliert werden. Dafür brauchen wir an jeder Schule
eine Art Antidiskriminierungs-Awarenessteam, das jederzeit ansprechbar ist
und in dem auch von Diskriminierung betroffene Menschen selbst dabei sind.
Es  muss  möglich  sein,  dort  auch  anonym  eine  Beschwerde  über
diskriminierendes Verhalten an der Schule einzureichen. Bei Appellen an die
Schulleitung darf  es nicht bleiben,  sondern die Antidiskriminierungsstelle
braucht auch eigene Befugnisse, um auch selbst gegen die Diskriminierung
aktiv  werden  zu  können.  Die  Antidiskriminierungsstelle  ist  also  keine
„Schule-ohne-Rassismus-AG“,  sondern  ein  Organ  der  kollektiven
Selbstverwaltung, das die autoritäre Herrschaftspraxis von Regierung und
Schulleitung aktiv in Frage stellt.  Um das zu erreichen, müssen wir alle
Möglichkeiten ausschöpfen, die wir an der Schule haben. Bewerbt ein erstes
offenes  Treffen,  an  dem  ihr  euch  über  Vorfälle  in  der  Vergangenheit
austauscht und diskutiert, wie die Antidiskriminierungsstelle genau aussehen
soll.  Stellt  Anträge  an  die  Schüler:innenvertretung  (SV)  und  beruft  eine
Vollversammlung ein, das steht euch laut Schulrecht zu. Denkt auch darüber
nach,  Plakate  in  der  Schule  aufzuhängen  und  eine  Kundgebung  oder
Kreativaktion zu starten, um auf euer Projekt aufmerksam zu machen. Wenn
ihr genügend Mitschüler:innen hinter eurem Ziel gesammelt habt, kann das
Thema Diskriminierung nicht mehr länger ignoriert werden. Kontaktiert uns,
wenn ihr Unterstützung dabei braucht!

D a b e i  m u s s  j e d o c h  a u c h  k l a r  s e i n ,  d a s s  e i n e  s o l c h e
Antidiskriminierungsstelle  nicht  ausreicht,  um  den  Rassismus  in  der
Gesellschaft und der Schule alleine zu bekämpfen. Diese Forderung muss
eingebettet sein in ein Aktionsprogramm gegen die AfD, welches zum einen
Antirassismus  stark  macht,  zum anderen aber  auch soziale  Forderungen
aufwirft, welche die Ursachen des aktuellen Rechtsrucks adressieren. Wir
fordern deshalb:

Keine  Abschiebungen  aus  unseren  Schulen!  Außerdem  gut
ausfinanzierte  Inklusion  statt  rassistische  Segregation  in
„Willkommens“-klassen!



Diskriminierungssensible Themen gehören in den Lehrplan: Ob nicht-
heteronormative  Beziehungsmodelle,  Religionsfreiheit  oder
Kolonialismus!  Für  demokratische  Kontrolle  über  einen
diskriminierungssensiblen  Lehrplan  durch  Schüler:innen  und
Lehrer:innen!
100 Milliarden in Bildung und Soziales, statt für die Bundeswehr! Wir
brauchen  kleinere  Klassen,  mehr  Personal  gegen  den
Lehrer:innenmangel  und  renovierte  Schulgebäude!

Jugend gegen Abschiebungen! Lasst uns einen
bundesweiten  Schulstreik  gegen  die  AfD
organisieren
Als Jugendliche müssen wir auf den Massenprotesten gegen die AfD präsent
sein. Aber wir müssen dort auch deutlich machen, dass wir zwar klar die AfD
ablehnen,  jedoch  auch  die  Ampelkoalition  und  ihre  rassistische
Abschiebungspolitik.  Die  perversen  „Remigrations“-Pläne  der  AfD  stellen
eine Gefahr dar, doch gefährlich ist bereits unser rassistischer Alltag, in dem
täglich  Menschen  abgeschoben  oder  auf  der  Straße  bepöbelt  oder
angegriffen werden. Die AfD hetzt,  aber die Ampel macht die passenden
Gesetze dazu. Mit ihrer Zustimmung zur GEAS-Reform der Festung Europa
haben die Grünen, die SPD und die FDP dafür gesorgt, dass das Asylrecht in
der EU faktisch abgeschafft wird. Eine Forderung, wie sie die AfD schon
lange aufgeworfen hat. So sollen Geflüchtete künftig an den europäischen
Außengrenzen besser abgefangen und in Gefängnissen außerhalb der EU
untergebracht  werden.  Ferner  wird  die  Liste  vermeintlich  „sicherer
Herkunftsstaaten“ erweitert, sodass das Ziel des Bundeskanzlers Olaf Scholz
„Wir  müssen  endlich  im  großen  Stil  abschieben“  (2023)  schnell  eine
schreckliche Realität werden wird. Und das ist sie schon heute, denn die Zahl
der Abschiebungen aus Deutschland hat sich im Jahr 2023 verdoppelt. Die
rassistische Abschiebepolitik der Bundesregierung ist umso zynischer, wenn
man sich vor Augen führt, dass Deutschland sowie andere EU-Staaten daran
schuld sind, dass Millionen Menschen fliehen müssen: durch Kolonialismus,
Ausbeutung,  Militärinterventionen,  die  Unterstützung  von  Diktatoren,



Waffenexporte  und  Umweltzerstörung.

Wir können nicht zulassen, dass vielen Jugendlichen das Recht zur Schule zu
gehen verwehrt wird oder sie aus unseren Klassen abgeschoben werden.
Zehntausende  Jugendliche  in  Deutschland  haben  keine  dauerhafte
Aufenthaltserlaubnis,  sondern  sind  lediglich  „geduldet“.  Duldung  heißt
„vorübergehende Aussetzung der Abschiebung“. Und wer soll sich eigentlich
auf  Mathe konzentrieren,  wenn total  unklar  ist,  ob die  Duldung nächste
Woche noch verlängert wird? Gemeinsam mit euch wollen wir deshalb einen
bundesweiten Schulstreik gegen Abschiebungen und AfD organisieren. Die
Schule bestreiken bedeutet, den Unterricht zu boykottieren und stattdessen
gemeinsam für ein politisches Ziel auf die Straße zu gehen. Ein Schulstreik
legt zwar nicht wie andere Streiks die Produktion oder das öffentliche Leben
lahm,  aber  er  ist  ein  Akt  des  politischen  Massenprotests  und  stört  den
„normalen“ Schulbetrieb. Und das ist auch wichtig und richtig, denn dieser
Alltag  aus  Diskriminierung,  kaputtgespartem  Schulsystem  und
Abschiebungen ist nicht normal! Ein Schulstreik gibt uns eine Stimme, indem
wir uns klar und deutlich gegen Abschiebungen und AfD positionieren, ohne
viel Angst haben zu müssen, von der Schule zu fliegen. Es gibt zwar kein
Recht auf Schulstreik, aber er ist auch nicht konkret verboten. Und so haben
schon viele große Schulstreiks in der Vergangenheit,  ob 2008 gegen die
Bildungskürzungen, ob 2016 gegen Rassismus, oder ab 2019 in Fridays for
Future gezeigt, dass wir durch unsere Streiks etwas erreichen können.

Klickt hier, um in unsere Telegram Gruppe zu kommen und werdet Teil der
bundesweiten  Vernetzung  für  einen  antirassistischen  bundesweiten
Schulstreik!

Wir  fordern  alle  Einzelpersonen,  Organisationen,  Bündnisse  und
Gewerkschaften,  die  die  AfD  und  die  Abschiebungspolitik  der  Ampel
ablehnen  dazu  auf,  sich  daran  zu  beteiligen.

Wenn wir genug Leute sind, werden wir eine Aktionskonferenz einberufen,
um dort  die  nächsten Schritte  für  den Schulstreik zu planen.  Bis  dahin:
organisiert  Aktionstreffen,  stel l t  Anträge  an  die  SV,  beruft
Vollversammlungen ein und schweigt nicht zu Rassismus und Abschiebungen

https://t.me/jugendgegenabschiebung


an unseren Schulen!


